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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Eine Untersuchung der eidgenössischen Steuerverwaltung, welche die Steuerbelastung
im Jahre 1992 in 728 Gemeinden analysiert hatte, bestätigte die schon in früheren
Jahren festgestellten Belastungsunterschiede bei gewissen Kategorien von
Steuersubjekten. Nach wie vor bleibt die Stadt Zug für diverse Steuerkategorien der
attraktivste Ort, während Brienz und Lauterbrunnen im Berner Oberland, Trogen (AR),
Silenen (UR) sowie Le Locle (NE) am schlechtesten abschneiden. Verheiratete Rentner
mit einem Bruttoeinkommen von CHF 50'000 werden in den Genfer Gemeinden
Collonges und Cologny nur mit 2,4% belastet, während die Belastung in Brienz oder
Lauterbrunnen mit 14,3% ihres Einkommens zu Buche schlägt. Im übrigen sank die
durchschnittliche Steuerbelastung 1992 gegenüber dem Jahr 1990 in allen
Einkommenskategorien, während in den meisten Kantonen und Städten die Defizite
stark anwuchsen. 1

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 17.08.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Der Kanton Schaffhausen folgte dem Beispiel Obwaldens und verzichtete auf
degressive Steuertarife zugunsten einer Flate-Rate-Tax. Auch der Kanton Uri will auf
das Jahr 2009 einen Einheitssteuersatz nach dem Beispiel von Obwalden einführen.
Nationalrat Zisyadis (pda, VD) reichte zudem eine parlamentarische Initiative (Pa. Iv.
06.423) ein, welche die Besteuerung hoher Einkommen nach dem Grundsatz
harmonisieren wollte, dass Steuerpflichtige mit einem Einkommen von über 300'000
Fr. von den Kantonen und Gemeinden nach dem gleichen landesweiten Steuersatz mit
der gleichen Progression besteuert werden. Eine Studie der Universität St. Gallen, die
im Auftrag des Bundes erstellt wurde, zeigte, dass Steuerreformen mit dem Ziel der
Wachstumsförderung nicht ohne schmerzhafte soziale Auswirkungen bleiben. Die
Studie befasste sich mit einer Reihe von möglichen Szenarien einer Steuerreform,
darunter auch die Flate-Rate-Tax, von welcher die oberste Einkommensschicht am
meisten profitieren würde. Die unteren und mittleren Einkommen müssten hingegen
tiefer in die Tasche greifen. 2

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 20.12.2007
LINDA ROHRER

Die VOX-Analyse zur Volksinitiative "Familien stärken! Steuerfreie Kinder- und
Ausbildungszulagen" zeigte, dass nur gerade die Hälfte der CVP-Anhänger dem
Anliegen ihrer Partei zugestimmt hatten. Bei der SVP, die etwas überraschend die Ja-
Parole beschlossen hatte, war gar weniger als ein Drittel der Parteibasis der Empfehlung
gefolgt. Die VOX-Analyse kam überdies zum Schluss, dass der gesellschaftspolitische
Konflikt, der bei früheren familienpolitischen Vorlagen eine wichtige Rolle gespielt
hatte, bei der CVP-Familieninitiative kaum zum Tragen gekommen war. Die Initiative sei,
so die Autoren, vielmehr aus fiskalpolitischen Gründen abgelehnt worden. Eine
Mehrzahl der befragten Personen hatte angegeben, gegen die Initiative gestimmt zu
haben, weil vor allem bessergestellte Familien davon profitiert hätten. Neben dem
Fairness-Argument, das im Wahlkampf vor allem von linker Seite eingebracht worden
war, hatten auch die drohenden Steuerausfälle ein Nein begünstigt. 3

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.04.2015
DAVID ZUMBACH

Die VOX-Analyse zur Volksinitiative "Millionen-Erbschaften besteuern für unsere AHV
(Erbschaftssteuerreform)" verdeutlichte, dass es den Initianten trotz KMU-
Sonderregelungen und dem von vielen Seiten als sinnvoll anerkannten
Verwendungszweck der AHV kaum gelungen war, ausserhalb des linken Lagers
Zustimmung für ihr Anliegen zu erhalten. Nicht einmal 20% der Anhängerinnen und
Anhänger von CVP, FDP und SVP hatten ein Ja in die Urne gelegt. Die AutorInnen
erklärten dies damit, dass der Stimmentscheid nicht durch persönliche
Betroffenheitsmotive, sondern durch ein übergeordnetes Links-Rechts-Konfliktmuster
geprägt war. Eine Mehrzahl der Befragten erachtete die Vorlage in erster Linie als eine
neue Steuer und als Mehrfachbesteuerung desselben Steuersubstrats. Zudem gaben
viele der befragten Vorlagengegner an, sich vor den wirtschaftlichen Folgen,
insbesondere für die KMU, gefürchtet zu haben. 4

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 14.08.2015
DAVID ZUMBACH

01.01.90 - 01.01.20 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Die VOX-Analyse zur Volksinitiative "Für Ehe und Familie - gegen die Heiratsstrafe"
kam zum Schluss, dass die äusserst knapp verworfene CVP-Initiative wohl angenommen
worden wäre, wenn die Kontroverse hinsichtlich der engen Ehedefinition nicht
bestanden hätte. Die Befragung habe gezeigt, so die Autoren, dass innerhalb der
Schweizer Bevölkerung ein ziemlich breiter Konsens über die Notwendigkeit, die
Ungleichbehandlung von verheirateten gegenüber unverheirateten Paaren im Bereich
der Steuern und der Sozialversicherungen zu beseitigen, bestehe. Gleichzeitig hätten
sich aber viele Befragte daran gestört, dass mit der neuen Regelung
gleichgeschlechtliche Paare diskriminiert worden wären. Wenig überraschend war die
Vorlage vor allem von den Stimmenden aus dem linken politischen Lager wuchtig
abgelehnt worden. Dagegen war das Volksbegehren bei den Anhängern von CVP und SVP
sowie bei Parteilosen auf viel Sympathie gestossen. 5

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.06.2016
DAVID ZUMBACH

Die Voto-Analyse zur Abstimmung vom 12. Februar 2017 über die
Unternehmenssteuerreform III verdeutlichte insbesondere, dass die Vorlage den
Befragten grosse Schwierigkeiten bereitet hatte. So gaben 74 Prozent der an der
Umfrage Teilnehmenden an, dass es ihnen eher schwer gefallen sei, zu verstehen, um
was es bei der Vorlage ging. Entsprechend nutzten auch viele Befragte
Entscheidungshilfen: 39 Prozent der Ja-Stimmenden und 20 Prozent der Nein-
Stimmenden gaben an, bei der Entscheidungsfindung Empfehlungen von Bekannten,
Parteien oder dem Bundesrat gefolgt zu sein. Das Vertrauen der Befragten in Bundesrat
und Parlament sowie in die Wirtschaft erwies sich als relativ hoch, doch während
Ersteres kaum Einfluss auf den Stimmentscheid hatte, zeigte sich das Vertrauen in die
Wirtschaft als sehr relevant für das individuelle Stimmverhalten: Wer der Wirtschaft
misstraute, lehnte die Vorlage mit grosser Wahrscheinlichkeit ab. 
Sowohl Ja- als auch Nein-Stimmende nahmen die Notwendigkeit sowie den Nutzen der
Unternehmenssteuerreform wahr – die entsprechenden Argumente wurden von beiden
Lagern mehrheitlich akzeptiert. Entscheidend waren aber die Einschätzungen der
Befragten bezüglich Nutzniessern und Folgen der Vorlage. So befürchteten 36 Prozent
der Nein-Stimmenden, dass nur die Reichen oder grosse, internationale Firmen von der
Änderung profitieren würden, während der Mittelstand die Kosten trage. Folglich
rechneten 35 Prozent der Befragten mit tieferen Steuereinnahmen, 78 Prozent von
ihnen lehnten die USR III ab. Kritisiert wurden gemäss den Autoren der Voto-Studie
folglich nicht einzelne, konkrete Instrumente der Vorlage; vielmehr erwies sich das
Gesamtpaket der Steuerinstrumente sowie dessen Vermittlung als nicht
mehrheitsfähig. 6

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.03.2017
ANJA HEIDELBERGER

Im Juni 2018 erklärte das EFD in einer Medienmitteilung, dass die bisherigen Angaben
zur Höhe der von der Heiratsstrafe betroffenen Zweiverdienerehepaaren falsch
gewesen seien: Bisher sei man von 80'000 betroffenen Zweiverdienerehepaaren
ausgegangen, habe dabei aber die entsprechenden Ehepaare mit Kindern vergessen
mitzuzählen. Durch Einschluss dieser Gruppe erhöht sich die Zahl auf 454'000
Ehepaare; kombiniert mit den zuvor korrekt berechneten 250‘000 betroffenen
Rentnerehepaaren zahlen folglich insgesamt 704'000 Ehepaare mehr Steuern als
Konkubinatspaare. 
Die ursprünglich kommunizierte Zahl von 80'000 hatte unter anderem auch als
Informationsgrundlage zur Volksinitiative «Für Ehe und Familie – gegen die
Heiratsstrafe» gedient, die 2016 mit 49.2 Prozent Ja-Stimmen nur knapp gescheitert
war. Entsprechend reichte die CVP als Initiantin des Anliegens nur wenige Tage nach
Bekanntwerden der korrekten Zahlen in acht Kantonen Abstimmungsbeschwerden ein
und zog diese nach Nichteintretensentscheiden in den Kantonen ans Bundesgericht
weiter.
In den Medien wurde in der Folge spekuliert, ob das Bundesgericht den Beschwerden
stattgeben werde und ob die Abstimmung allenfalls gar wiederholt werden könnte, was
in der Schweizer Geschichte der direkten Demokratie einmalig wäre. Die Medien zogen
Parallelen zur Abstimmung über die Unternehmenssteuerreform II aus dem Jahr 2008,
die mit 49.5 Prozent Ja-Stimmen knapp angenommen worden war und zu deutlich
grösseren Steuerausfällen geführt hatte, als angekündigt worden war. Obwohl das
Bundesgericht den Klägern damals recht gab und den Bundesrat rügte, lehnte es eine
Wiederholung der Abstimmung ab, da sich die Unternehmen bereits auf die neue
Rechtslage eingestellt hätten und die Rechtssicherheit vorgehe. Da es aber bei der
Initiative gegen die Heiratsstrafe nicht zu einer Änderung gekommen sei, liege die
Situation hier anders, spekulierten die Medien: Die Abstimmung könne wiederholt
werden, ohne zum Beispiel das laufende Projekt des Bundesrates zur Abschaffung der

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 15.06.2018
ANJA HEIDELBERGER
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Heiratsstrafe zu gefährden, erklärte zum Beispiel der Tagesanzeiger. Anders sehe es
hingegen für die von den Grünliberalen eingereichte parlamentarische Initiative Ehe für
alle aus, betonte dieselbe Zeitung weiter. Bei einer allfälligen Annahme der Initiative
gegen die Heiratsstrafe würde deren Definition der Ehe als Verbindung zwischen Mann
und Frau mit der vom Geschlecht unabhängigen, «gesetzlich geregelten
Lebensgemeinschaft», wie sie die parlamentarische Initiative auf Verfassungsstufe
festschreiben möchte, kollidieren. 
Darüber hinaus wurde die Frage diskutiert, wieso es einer neuerlichen Abstimmung
bedürfe, wenn doch der Bundesrat bereits eine Vorlage zur Abschaffung der
Heiratsstrafe präsentiert habe. Pirmin Bischof (cvp, SO) entgegnete diesbezüglich, dass
eine Annahme des Vorstosses im Parlament nicht gesichert sei und zudem nicht klar
sei, ob die Abschaffung der Heiratsstrafe ihm Sinne der CVP – also durch ein Splitting –
erfolge. 
In der Folge sistierte die WAK-SR die Beratung des bundesrätlichen Vorschlags zur
Abschaffung der Heiratsstrafe, bis der Bundesrat Rechenschaft über die Fehler
abgelegt und korrekte Zahlen vorgelegt habe. Bis dahin sollte auch das Urteil des
Bundesgerichts vorliegen, erklärte die Kommission. 7

Am 10. April 2019 kam es zu einer Premiere im politischen System der Schweiz: Weil das
Transparenzgebot in schwerwiegender Weise verletzt worden sei, sprach sich das
Bundesgericht mit 4 zu 1 Stimmen für die Annullierung der Abstimmung zur
Volksinitiative «Für Ehe und Familie – gegen die Heiratsstrafe» aus. Als «Verletzung
der Informationspflicht», «schwere, ja geradezu schockierende Verletzung der
Abstimmungsfreiheit der Stimmberechtigten» sowie als «Verletzung der
Grundprinzipien wie Objektivität und Transparenz» bezeichneten drei der fünf Richter
gemäss Medien das damalige Informationsverhalten der Bundesverwaltung und des
Bundesrates. Da das Ergebnis äusserst knapp ausgefallen sei, sei es nicht nur
theoretisch möglich, dass die Fehlinformationen durch die Bundesverwaltung das
Abstimmungsergebnis verfälscht hätten, sondern sogar wahrscheinlich. Als grosse
Unregelmässigkeit empfand das Gericht insbesondere, dass der Bundesrat nicht
informiert hatte, dass es sich bei den Zahlen um Schätzungen aus dem Jahr 2001
handelte. Zudem habe der Bundesrat die richtigen Zahlen gemäss NZZ noch vor der
Abstimmung erhalten, diese aber nicht publiziert, weil er nicht durch neue Zahlen
Verunsicherung stiften wollte. 
Die Medien zogen in der Folge Vergleiche zum abgelehnten Einspruch gegen die
Abstimmung zur Unternehmenssteuerreform II, bei welcher der Bundesrat die
Steuerausfälle vorgängig ebenfalls viel zu tief eingeschätzt hatte. Diese Abstimmung
hatte aber konkrete Folgen für die Rechtssetzung – unter anderem habe dies
womöglich den Entscheid verschiedener Unternehmen, in die Schweiz zu ziehen,
beeinflusst, erklärten die Medien. Das Bundesgericht verzichtete damals auf eine
Annullierung des Urnengangs, rügte aber den Bundesrat für seine Informationspolitik.
Damit habe das Bundesgericht der Bundesverwaltung ein falsches Signal gesendet, das
nun korrigiert worden sei, argumentierte der Tagesanzeiger. 

Noch nie zuvor war also eine eidgenössische Volksabstimmung für ungültig erklärt
worden. Entsprechend unklar war daher, wie es nun weitergehen würde: Würde der
Bundesrat dem Parlament eine neue Botschaft zur Initiative vorlegen, da auch die
Entscheidungen des Bundesrates und des Parlaments auf falschen Zahlen beruht
hatten, oder würde lediglich die Volksabstimmung wiederholt? Entscheiden über das
Vorgehen wollte der Bundesrat nach Vorliegen der schriftlichen Urteilsbegründung.
Relevant war dieser Entscheid insbesondere auch für die CVP. Diese erklärte zwar
offiziell ihre Freude über den Sieg vor Gericht, die Medien erachteten ihre Situation
aber als kritisch. So sei die Initiative vor der Abstimmung stark kritisiert worden, weil sie
eine Definition der Ehe als «gesetzlich geregelte Lebensgemeinschaft von Mann und
Frau» beinhaltete und damit Homosexuellen die Heirat verunmöglichte. Müsste die
Vorlage Volk und Ständen nun mit demselben Abstimmungstext erneut zur Abstimmung
vorgelegt werden, müsse sich die CVP fragen, ob sie diesen Text noch immer
verteidigen wolle, zumal heute gemäss Studien eine Mehrheit der Bevölkerung die Ehe
für alle gutheisse. Kathrin Bertschy (glp, BE) ging noch einen Schritt weiter und
kritisierte nicht nur die konservative Ehedefinition, sondern auch das für Frauen
diskriminierende Steuermodell, das mit der Initiative vorgeschlagen werde. Dieses
verunmögliche zudem zukünftig die Individualbesteuerung. Als möglichen Ausweg
nannte unter anderem CVP-Ständerat Konrad Graber (cvp, LU) die Vorlage des
Bundesrates für eine ausgewogene Paar- und Familienbesteuerung, welche die WAK-SR
nach Einreichung der Abstimmungsbeschwerden sistiert hatte, bis der Bundesrat sein
weiteres Vorgehen bezüglich der Initiative bekannt gab. Würde dieses

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 10.04.2019
ANJA HEIDELBERGER
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Bundesratsgeschäft der CVP-Initiative als indirekter Gegenvorschlag gegenübergestellt,
könne die Partei ihre Initiative zurückziehen, ohne das Gesicht zu verlieren, urteilte die
NZZ. Zwar wurde auch dem in dieser Vorlage enthaltenen Steuersystem viel Kritik
entgegengebracht; es würde jedoch die Individualbesteuerung zukünftig nicht
verunmöglichen. 

Im Juni 2019 entschied der Bundesrat schliesslich, die Initiative zuerst noch einmal
dem Parlament zur Behandlung vorzulegen und ihm damit erneut eine Möglichkeit für
einen indirekten Gegenvorschlag zu geben. Die CVP erhielt bis zum 27. Mai 2020 Zeit,
die Initiative zurückzuziehen; falls nicht, würde anschliessend erneut darüber
abgestimmt. 8

Indirekte Steuern

Eine vom WWF und dem Unternehmer Stephan Schmidheiny in Auftrag gegebene
Studie, welche die Zusammenhänge zwischen Umweltverschmutzung,
Ressourcenverbrauch, Wirtschaftswachstum und Energiebesteuerung analysierte,
zeigte Möglichkeiten auf, wie durch eine sukzessive Verteuerung der Energiepreise
effizienter und umweltschonender produziert werden könnte. Durch eine
Rückverteilung der Zusatzeinnahmen an die Bevölkerung und an die Industrie würde die
Staatsquote nicht erhöht. Hierzu wird an anderer Stelle ausführlicher berichtet. 9

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 22.04.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Gemäss der Vox-Analyse zeigte unter den sozioökonomischen Merkmalen die
Zugehörigkeit zu einer bestimmten Sprachregion den signifikantesten Zusammenhang
mit dem Stimmverhalten. Die politische Merkmalsgruppe mit der deutlichsten
Zustimmung waren die Anhänger der GP, während Mitglieder und Sympathisanten der
Auto-Partei und politisch wenig Interessierte die deutlichste Ablehnung äusserten. Bei
den Entscheidmotiven zeigte sich, dass bei den Ja-Stimmenden in der Deutschschweiz
die Mittelbeschaffung für die Bundeskasse, Umweltschutzargumente und das
Verursacherprinzip im Vordergrund standen. In der Romandie hingegen war für die
Befürworter das entscheidende Motiv die zu 50% zweckgebundene Verwendung für
den Strassenbau, insbesondere die Nationalstrassen, während ökologische
Beweggründe bedeutungslos blieben. Insgesamt erzielten die Treibstoffzolleinnahmen,
wie nach Annahme der Referendumsabstimmung erwartet, im Rechnungsjahr ein gutes
Ergebnis, blieben aber trotzdem CHF 400 Mio. unter dem budgetierten Betrag, nicht
zuletzt auch weil der Benzintourismus im Südtessin und in der Region Basel stark
zurückging. 10

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Eine Nationalfonds-Studie kam zum Schluss, dass eine neutrale ökologische
Steuerreform fast nur positive Auswirkungen für die Schweiz hätte und die in der
Theorie vielbeschworene «doppelte Dividende» tatsächlich bringen könnte. Die erste,
ökologische Dividende, die Schonung der natürlichen Umwelt, sei unbestritten. Nicht
sicher sei dagegen die zweite, ökonomische Dividende. Während die Verbilligung der
Arbeit - etwa in Form einer Senkung der AHV-Beiträge - positiv ins Gewicht falle,
würden den energieintensiven Branchen durch die Verteuerung der Energie
international Wettbewerbsnachteile erwachsen. Die Autoren schätzten die
wettbewerbsmässigen Auswirkungen auch bei einem Alleingang der Schweiz allerdings
als gering ein. Zur Abfederung empfahlen sie während einer Übergangsphase
Steuerreduktionen für betroffene Branchen. Von einer Steuerreform seien zudem
Impulse für Innovationen und technologische Entwicklungen zu erwarten. Diese hätte
damit unter dem Strich auf die Beschäftigung einen zwar geringen, aber doch positiven
Effekt. Falls ausserdem die Energiepreise langfristig steigen würden - was zu erwarten
sei - so habe die Schweizer Industrie den «Vorteil des ersten Zuges», wenn sie sich
frühzeitig auf hohe Preise vorbereite. Die Autoren empfahlen die baldige Verankerung
der Reform auf Verfassungsebene. 11

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 13.08.1997
EVA MÜLLER
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Finanz- und Ausgabenordnung

Gemäss der gegnerischen Argumentation ist die dritte MWSt-Vorlage nicht wie in den
ersten beiden Anläufen wegen des Systemwechsels als solchem sondern wegen der
Verknüpfung mit weiteren steuerpolitisch umstrittenen Gegenständen gescheitert.
Nationalrat Paul Eisenring (cvp, ZH) interpretierte das Ergebnis in ähnlicher Richtung:
Laut seinen Ausführungen sind Vorlagen in Form von "Paketen" bei den
Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern nicht mehrheitsfähig. Laut der VOX-Analyse
gestaltete sich die Mobilisierung der Stimmbürger und Stimmbürgerinnen ungünstig, da
es für die Mehrheit sehr schwierig war, sich eine eigene Meinung zur Neuordnung der
Bundesfinanzen und deren Auswirkungen auf die eigene Person zu bilden. Unter den
Nein-Sagern waren Personen mit geringem Bildungsgrad, mit wenig Vertrauen in die
Regierung und ohne Parteibindung übervertreten. Wichtigste Erkenntnis der Umfrage
war jedoch, dass sich die Gegner der Vorlage eher gegen Steuern im allgemeinen
wandten und nicht das Prinzip der Mehrwertsteuer als solches ablehnten: 23% der
Nein-Stimmenden wollten einfach in diffuser Weise Widerstand gegen Steuern
allgemein leisten, 20% wandten sich gegen eine Mehrbelastung der Konsumenten, 7%
lehnten Mehreinnahmen des Bundes ab und nur 6% waren explizit gegen eine
Mehrwertsteuer. 12

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 06.06.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Unter den Befürwortern der Vorlage war gemäss der VOX-Analyse das Argument der
Annäherung an das Steuersystem der EG für 44% als zweiter Schwerpunkt neben der
generellen Zustimmung zur Vorlage auszumachen. Die Westschweiz, welche im
allgemeinen eher als europafreundlich gilt, lehnte die Vorlage deutlicher ab als die
Deutschschweiz; die Kantone Wallis und Genf waren mit 76,2% resp. 74,3%
ablehnenden Stimmen die stärksten Gegner. In diesem Zusammenhang muss erwähnt
werden, dass in der Westschweiz das staatspolitische, föderalistische Argument für die
Ablehnung eine wichtige Rolle spielte: Der Verzicht auf eine von vielen Föderalisten
geforderte "saubere" Trennung zwischen den direkten, den Kantonen
vorzubehaltenden Steuern und den indirekten Steuern, welche eher für den Bund
bestimmt sind, hat z.B. die Waadtländer und Neuenburger Kantonalsektionen der FDP
eine ablehnende Parole fassen lassen. Im übrigen hat die LP, welche den
Steuerkompromiss von Anfang an bekämpft hatte, in der Romandie ihre Stammlande. 13

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 06.06.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Das Total der Bundessubventionen stieg 1994 auf CHF 21.6 Mrd. an und nahm damit
gegenüber dem Vorjahr um CHF 492 Mio. oder 2,3% zu (real 0,7%). Die Subventionen
machten wie im Vorjahr 52% der gesamten Bundesausgaben aus. CHF 8.4 Mrd. (39%)
flossen in den Bereich der Sozialen Wohlfahrt, wobei vor allem die Leistungen an die
Invalidenversicherung (+140 Mio.) und die Beiträge an die AHV (+72 Mio.) stark anstiegen.
Beim zweitgrössten Subventionsposten, dem Verkehr (CHF 5.7 Mrd., 26%), ergab sich
ein Rückgang um CHF 106 Mio. Hingegen beanspruchte die Landwirtschaft (CHF 3.2
Mrd., 15%) zusätzliche CHF 103 Mio. 14

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 16.09.1995
EVA MÜLLER

1995 richtete der Bund Subventionen von knapp CHF 23 Mrd. aus, das sind CHF 780
Mio. oder 3,5% mehr als im Vorjahr. Die Bundesbeiträge machten 1995 57% (1994: 52%)
der gesamten Bundesausgaben aus. Die Reihenfolge blieb unverändert: Mit 42% flossen
die meisten Beiträge in den Bereich der Sozialen Wohlfahrt, wo vor allem die
Mehrausgaben für die Prämienverbilligung in der Krankenversicherung (+400 Mio.)
sowie die Leistungen des Bundes an die AHV (+188 Mio.) und IV (108 Mio.) ins Gewicht
fielen. Bei den zweit- und drittgrössten Subventionsposten, dem Verkehr (25%) und der
Landwirtschaft (14%), blieb die Summe praktisch konstant. Bei den Bundesbeiträgen
1995 handelte es sich wertmässig zu 64% um Finanzhilfen (Förderungs- und
Erhaltungssubventionen) und zu 36% um Abgeltungen (Entgelte für im Bundesinteresse
erbrachte Leistungen). Gute 36% flossen an Sozialversicherungen, 33% an Kantone und
Gemeinden, 9% an private Haushalte und Institutionen, 10% kamen bundeseigenen
Unternehmungen zugute und 7% gingen ans Ausland und an internationale
Organisationen. 15

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 10.07.1996
EVA MÜLLER
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Finanzplan und Sanierungsmassnahmen

Aufgrund der Ausgabenfreudigkeit des Parlaments, der strukturellen Schwächen der
Bundeseinnahmen, der hohen Teuerung und der im Vergleich zu früheren Perioden
höheren Zinssätze sowie der anhaltenden Rezession in der Weltwirtschaft
prognostizierte der Legislaturfinanzplan 1991-1995 Defizite bis zu CHF 5 Mrd. im Jahre
1995, was 1,3% des BIP ausmachen, und somit den Rekordwert von 1,1% aus dem Jahre
1979 noch übertreffen würde. Die Ausgaben werden gemäss Legislaturfinanzplan
durchschnittlich um 7,1% zunehmen, während unter Annahme eines nominellen BIP-
Wachstums von 5% (ab 1993) und einer Teuerung von 3% das durchschnittliche
Wachstum der Einnahmen nur 4% betragen wird. Die Bundesstaatsquote würde sich
somit bis 1995 auf 11,1% erhöhen, was beinahe dem bisherigen Rekord von 1976
entsprechen würde. Auf der Ausgabenseite werden für die Bereiche "Finanzen und
Steuern", "Beziehungen zum Ausland" sowie "soziale Wohlfahrt" durchschnittlich die
höchsten Zuwachsraten prognostiziert. Auf der Einnahmenseite wird für die direkte
Bundessteuer mit einer durchschnittlichen Zuwachsrate von 7,5% gerechnet, alle
anderen Posten versprachen ein geringeres Wachstum; die Stempelabgaben werden
aufgrund der teilweise kompensationslosen Streichung gewisser Emissionsabgaben und
Finanzmarktsteuern durchschnittlich um 7,7% geringer ausfallen. 16

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 19.05.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Löschen: eingefügt in #18672
Die Vox-Befragung zur Abstimmung zeigte klar, dass sich die grosse Mehrheit der
Votierenden vom Sparappell des Bundesrates überzeugen liess. Rund 20% der
Befürworter gaben als Argument für die Ausgabenbremse an, die Parlamentarier
disziplinieren und zur Anwesenheit im Saal zwingen zu wollen. Bei den Nein-
Stimmenden überwog die Ansicht, dass die Ausgabenbremse bloss als Alibi für die
Behörden diene und keine wirkliche Sparmassnahme darstelle. 17

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1995
EVA MÜLLER

Gemäss Vox-Analyse widerspiegelte sich die Homogenität und hohe Zustimmung zum
Haushaltsziel darin, dass viele gesellschaftliche Merkmale wie Geschlecht, Schulbildung,
Erwerbsgrad, berufliche Stellung, Haushaltseinkommen oder Alter in keinem
signifikanten Zusammenhang mit dem Abstimmungsverhalten standen. Obwohl die
Gegnerschaft vor allem den Einwand der sozialen Unverträglichkeit erhoben hatte, fiel
die Ablehnung der Vorlage bei den Rentner nicht höher aus, eher im Gegenteil.
Grössere Verhaltensunterschiede ergaben sich nur in sprachregionaler und
parteipolitischer Hinsicht. Während das bürgerliche Lager (87%) geschlossen hinter
dem Haushaltsziel stand, waren die Sympathisanten der rot-grünen Parteien
skeptischer; aber auch sie stimmten mit deutlicher Mehrheit (61%) der Vorlage zu. 18

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1998
URS BEER

Staatsrechnung

Bereits im Juli teilte das Finanzdepartement mit, dass das budgetierte Defizit des
Bundes von 1,8 Mia Fr. für das laufende Jahr aufgrund der Fiskaleinnahmen deutlich
unterschritten werden könnte. Im August stellte Finanzminister Villiger sogar schwarze
Zahlen in Aussicht. Dass die Staatsrechnung schliesslich mit einem Überschuss von 4,6
Mia abschloss, wurde in der Öffentlichkeit als grosse Überraschung wahrgenommen.
Seit dreissig Jahren hatte die Rechnung nicht mehr ein solch gutes Ergebnis erzielt. Die
Einnahmen sind im Vergleich zum Vorjahr um 8,7 Mia oder 20,1% angestiegen.
Begünstigt wurde das Rekordergebnis laut Bundesrat durch eine unerwartet
dynamische Wirtschaftsentwicklung und den damit verbundenen Mehreinnahmen bei
der Verrechnungssteuer (+4,5 Mia), der MWSt (+1,5 Mia) und den Stempelabgaben (+1,0
Mia). Aber auch die nichtfiskalischen Einnahmen (+1,4 Mia) fielen deutlich höher aus als
erwartet. Ausgabenseitig wurde der im Voranschlag budgetierte Betrag dank strenger
Ausgabendisziplin nahezu erreicht. Die Ausgaben sind im Vergleich zum Vorjahr um 1,5
Mia oder 3,2% angestiegen. Sie sind damit deutlich weniger angestiegen als in den 90er
Jahren (+4,1% jährlich). Die soziale Wohlfahrt (+275 Mio) setzte ihre steigende Tendenz
fort. Die Verkehrsausgaben (+308 Mio) nahmen aufgrund der Finanzierung der
Eisenbahngrossprojekte ebenfalls stark zu. Die grösste Wachstumsrate verzeichneten
aber die Ausgaben für Finanzen und Steuern (+1,1 Mia). Dieser Zuwachs erklärt sich im
Wesentlichen aus der Umverteilung der Mehreinnahmen aus der Erhöhung der MWSt
für die AHV. Die Ausgaben für die Landwirtschaft (-470 Mio) hingegen ermässigten sich
nach einer Ausgabenspitze im vergangenen Jahr.

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2000
DANIEL BRÄNDLI
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Aufgrund ausserordentlicher Abschreibungen resultierte bei der Erfolgsrechnung
lediglich noch ein Überschuss von 1,5 Mia Fr. Ein massiver Fehlbetrag bei den
Pensionskassen des Bundes und der SBB als auch die umfangreichen Rückzahlungen
von Darlehen der Arbeitslosenversicherung und Rückstellungen zugunsten der
Einsenbahngrossprojekte schmälerten die Bilanz. Überdies hat die Bundesschuld trotz
des ausgewiesenen Überschusses in der Finanzrechnung um weitere sechs Mia
zugenommen und umfasste Ende Jahr 108 Mia Fr. Massgeblich dazu beigetragen hat
der Fehlbetrag der Pensionskasse des Bundes, der erstmals nicht mehr unter den
Ordnungskonti sondern unter der Bundesschuld ausgewiesen worden ist. Die
Schuldenquote betrug demnach 26,5% des BIP. Der Bilanzfehlbetrag sank um 1,6 Mia
auf 70,4 Mia Fr.. 19

Die Staatsrechnung 2002 schloss mit einem Defizit von 3,3 Mia Fr. ab (ohne den
Verkaufserlös der Swisscom-Aktien von 3,7 Mia) – budgetiert war ein Fehlbetrag von 294
Mio Fr. Damit hatte sich das Defizit innert Jahresfrist um mehr als 2 Mia Fr. erhöht. Im
Vergleich zum Vorjahr nahmen die Einnahmen um 1,5 Mia Fr. oder 3,1% ab und lagen
um 3,5 Mia markant unter dem Voranschlag. Mehreinnahmen wiesen zwar die
Verrechnungssteuer (+1,7 Mia oder 193%) und die Verkehrsabgaben (+89 Mio oder 9%)
auf; der Anstieg ersterer ist durch den tiefen Wert von 2001 bedingt, und letztere
profitierten von der neu eingeführten leistungsabhängigen Schwerverkehrsabgabe. Der
ausserordentlich starke und in diesem Ausmass nicht vorhersehbare
Einnahmeneinbruch bei der direkten Bundessteuer (-901 Mio oder 7%), den
Stempelabgaben (-634 Mio oder 18%) und der Mehrwertsteuer (-176 Mio oder 1%) riss
ein Loch in die Staatskasse. Die Ausgaben sind im Vergleich zum Vorjahr um 507 Mio
Fr. oder 1,0% gestiegen und lagen mit 473 Mio unter dem budgetierten Wert; dieses
Wachstum liegt deutlich unter dem durchschnittlichen jährlichen Ausgabenanstieg der
letzten zehn Jahre. Lässt man jedoch die ausserordentlichen Unterstützungsleistungen
für die Swissair und die Überbrückungskredite für Jugoslawien und Tadschikistan im
Vorjahr ausser Acht, beläuft sich der Ausgabenanstieg auf 2,7%. Die höchste
Wachstumsrate wiesen Bildung und Forschung (+234 Mio oder 7%) auf. Ebenfalls
gestiegen sind die Ausgaben für Finanzen und Steuern (+301 Mio oder 3%) und für die
Landwirtschaft (+105 Mio oder 3%). Der Anstieg von 262 Mio Fr. (2%) bei den Ausgaben
für die soziale Wohlfahrt ist insbesondere auf die höheren Leistungen des Bundes an
die IV und die Ergänzungsleistungen zurückzuführen. Der leichte Rückgang beim
Verkehr (-16 Mio) entpuppt sich, wenn man die Unterstützungsleistungen an die Swissair
(2001: 1,08 Mia; 2002: 689 Mio) nicht berücksichtigt, bei genauerem Hinsehen als
Wachstum von 5,3%, welches vor allem dem Fonds für Eisenbahngrossprojekte zugute
kommt. Gesunken sind hingegen die Ausgaben für die Beziehungen zum Ausland (-303
Mio oder -11%) und für die Landesverteidigung (-168 Mio oder 3%).

Die Erfolgsrechnung schloss mit einem Aufwandüberschuss von 7,2 Mia Fr. ab. Die
Differenz zwischen dem schlechten Ergebnis der Finanzrechnung und dem noch
schlechteren der Erfolgsrechnung ist den Berichtigungen auf der Aufwandseite (+3,3
Mia), namentlich den Abschreibungen auf Altlasten der Pensionskassen (2,7 Mia),
zuzuschreiben. Die Verschuldung des Bundes erhöhte sich um 15,5 Mia auf einen
Betrag von 122,3 Mia Fr. Ursache für diesen enormen Anstieg sind einerseits
buchungstechnische Gründe, andererseits höhere Anlagen. So erhöhte sich das
Finanzvermögen des Bundes von 12,3 Mia (2001) auf 25,1 Mia (2002). Der Anstieg der
Nettoschulden (Bruttoschulden abzüglich Finanzvermögen) fiel entsprechend mit 2,7
Mia Fr. deutlich geringer aus. Die Schuldenquote betrug 29,3%. Der Bilanzfehlbetrag
stieg im Vergleich zum Vorjahr von 76,1 Mia auf 79,7 Mia Fr. an, was mehr als dem
Eineinhalbfachen einer Jahresausgabe entspricht.  20

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2002
MAGDALENA BERNATH

Die Staatsrechnung 2003 schloss mit einem Defizit von 2,8 Mia Fr. ab – der Voranschlag
hatte einen Fehlbetrag von 246 Mio Fr. vorgesehen. Die Einnahmen lagen 3,7 Mia Fr.
unter dem budgetierten Wert und nahmen im Vergleich zum Vorjahr um 244 Mio Fr.
oder 0,5% ab und zwar zum dritten Mal in Folge. Diese seit 1950 einmalige Abfolge von
Einnahmenausfällen zeigt die schwierige Lage, in welche der Bundeshaushalt geraten
ist. Zwar fielen die Einnahmen bei der direkten Bundessteuer (+10% oder +1,1 Mia) und
bei der Mehrwertsteuer (+1,8% oder +300 Mio) wesentlich höher aus als im Vorjahr, die
Verrechnungssteuer und die Stempelabgaben ergaben hingegen geringere Erträge (-
37,6% oder -1 Mia resp. -6,9% oder -200 Mio). Insgesamt lagen jedoch fast alle
Steuereinnahmen unter den budgetierten Werten (Verrechungssteuer: -2,27 Mia,
Stempelabgaben: -0,68 Mia, direkte Bundessteuer: -0,65 Mia, MWSt: -0,54 Mia); einzig

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2003
MAGDALENA BERNATH
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die Einfuhrzölle und die Tabaksteuer (je +0,2 Mia) brachten mehr ein als erwartet. Die
Ausgaben sanken im Vergleich zum Vorjahr um 760 Mio Fr. oder 1,5%; sie lagen 1,14
Mia unter dem budgetierten Wert – seit 1960 ist es erst das vierte Mal, dass die
Ausgaben unter das Niveau des Vorjahres fielen. Lässt man jedoch die
ausserordentlichen Ausgaben 2002 für die Expo und die Swissair ausser Acht, nahmen
die Ausgaben um 0,2% zu. Bei der sozialen Wohlfahrt setzte sich das weit
überdurchschnittliche Ausgabenwachstum im vergangenen Jahr mit 4,6% (+591 Mio)
fort. Bildung und Forschung wuchsen ebenfalls stark um 3,6% (+130 Mio). Die Ausgaben
für die Beziehungen zum Ausland blieben praktisch auf dem Vorjahresniveau stabil. Für
Finanzen und Steuern musste der Bund hingegen 1,5% (-151 Mio) weniger aufwenden,
ebenso für die Landesverteidigung (-1,8% oder -88 Mio), die Landwirtschaft (-3,9%
oder -160 Mio), die sonstigen Aufgaben (-13,4% oder -227 Mio) und den Verkehr (-9,3%
oder -703 Mio); lässt man jedoch die ausserordentlichen Ausgaben für den Flugverkehr
von 689 Mio Fr. weg, reduziert sich der Rückgang der Verkehrsausgaben auf lediglich
0,9%.

Die Erfolgsrechnung schloss mit einem Defizit von 6,9 Mia Fr. ab. Der Grund für die
grosse Abweichung zur Finanzrechnung liegt wie im Vorjahr vor allem bei den
zusätzlichen Abschreibungen aus der Ausfinanzierung und Sanierung der
Pensionskassen des Bundes und der bundesnahen Unternehmen. Ende 2003 betrugen
die Bruttoschulden des Bundes 123,7 Mia Fr., die Nettoschulden (Bruttoschulden
abzüglich Finanzvermögen) stiegen um 6,1 Mia auf 103,3 Mia Fr. Die Schuldenquote
betrug 28,7%. 21

Die Staatsrechnung 2004 schloss mit einem Defizit von 1,7 Mia Fr. ab – budgetiert war
ein Minus von 3,5 Mia Fr., was einer Verbesserung gegenüber dem Voranschlag von 1,8
Mia Fr. entspricht. Die Einnahmen fielen um 685 Mio Fr. höher aus als erwartet und
nahmen im Vergleich zum Vorjahr erstmals seit 2001 wieder zu, und zwar um 1,468
Mia Fr. oder 3,1%. Die höchsten Mehreinnahmen ergaben sich bei der Verrechnungs-
(+60,1% oder +987 Mio) und der Mehrwertsteuer (+3,0% oder +510 Mio), geringere
Erträge erzielten die direkte Bundessteuer und die Investitionseinnahmen (-4,7% oder
-578 Mio resp. -43,4% oder -323 Mio). Die Ausgaben sanken im Vergleich zum Vorjahr
um 323 Mio Fr. oder 0,6%; sie lagen 1,125 Mia unter dem budgetierten Wert. Dies lag
zur Hauptsache an den niedrigeren Passivzinsen und den tieferen Beiträgen an die
Sozialversicherungen. Bei der sozialen Wohlfahrt setzte sich das weit
überdurchschnittliche Ausgabenwachstum im vergangenen Jahr mit 3,2% (+425 Mio)
fort. Bildung und Forschung wuchsen ebenfalls (+4,8% oder +179 Mio). Für Finanzen und
Steuern musste der Bund hingegen 2,1% (-205 Mio) weniger aufwenden, ebenso für
sonstige Aufgaben (-8,0% oder -118 Mio).

Die Erfolgsrechnung schloss mit einem Defizit von 5,7 Mia Fr. ab. Der Grund für die
grosse Abweichung zur Finanzrechnung liegt wie im Vorjahr vor allem bei den
zusätzlichen Abschreibungen aus der Ausfinanzierung und Sanierung der
Pensionskassen des Bundes und der bundesnahen Unternehmen. Ende 2004 betrugen
die Bruttoschulden des Bundes 126,7 Mia Fr., die Nettoschulden (Bruttoschulden
abzüglich Finanzvermögen) stiegen um 1,8 Mia auf 105,5 Mia Fr. Die Schuldenquote
betrug 28,5%. 22

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2004
MAGDALENA BERNATH

Die Staatsrechnung 2005 schloss mit einem Defizit von 121 Mio Fr. ab – was einer
Verbesserung gegenüber dem Voranschlag um 1,677 Mia Fr. entspricht. Die Einnahmen
fielen um 533 Mio Fr. höher aus als erwartet und nahmen im Vergleich zum Vorjahr
massiv zu, und zwar um 2,653 Mia Fr. oder 5,5%. Die höchsten Mehreinnahmen
ergaben sich bei der Verrechnungssteuer (+52,2% oder +1372 Mio) und den
Verkehrsabgaben (+54,8% oder +544 Mio). Die Ausgaben stiegen im Vergleich zum
Vorjahr um 1,118 Mia Fr. oder 2,2%; sie lagen 1,144 Mia unter dem budgetierten Wert.
Das grösste Ausgabenwachstum verzeichneten die Finanzen und Steuern (+8,5% oder
+799 Mio), der Verkehr (+5,0% oder +371 Mio) und die soziale Wohlfahrt (+2,4% oder
+330 Mio). Weniger ausgeben musste der Bund insbesondere für Landwirtschaft und
Ernährung (-3,4% oder -131 Mio) sowie für Umwelt und Raumordnung (-14,7% oder -109
Mio).

Die Erfolgsrechnung schloss mit einem Defizit von 2,6 Mia Fr. ab. Der Grund für die
grosse Abweichung zur Finanzrechnung liegt wie in den Vorjahren vor allem bei den
zusätzlichen Abschreibungen betreffend die Ausfinanzierung und Sanierung der

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2005
MAGDALENA BERNATH
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Pensionskassen des Bundes und der Post. Ende 2005 erhöhten sich die Bruttoschulden
des Bundes um 3 Mia Fr. auf 130,3 Mia Fr.; neben der Bevorschussung des Fonds für
Eisenbahngrossprojekte (0,9 Mia) waren vorab die Darlehen an die
Arbeitslosenversicherung (1,8 Mia) für den Anstieg verantwortlich. Die Schuldenquote
betrug wie im Vorjahr 28,5%. 23

Die Staatsrechnung 2006 schloss mit einem Überschuss von 2,5 Mia Fr. ab – was einer
Verbesserung gegenüber dem Voranschlag um 1,9 Mia Fr. entspricht. Die Einnahmen
fielen um 2,8 Mia Fr. höher aus als erwartet und nahmen im Vergleich zum Vorjahr
massiv zu, und zwar um 3,6 Mia Fr. oder 7,1%. Die höchsten Mehreinnahmen ergaben
sich bei der direkten Bundessteuer (+16,5% oder +2017 Mio) und der Mehrwertsteuer
(+5,0% oder +899 Mio). Die Ausgaben stiegen im Vergleich zum Vorjahr um 974 Mio Fr.
oder 1,9%; sie lagen 366 Mio Fr. unter dem budgetierten Wert. Das grösste
Ausgabenwachstum verzeichneten die Finanzen und Steuern (+10,9% oder +1118 Mio),
Bildung und Forschung (+2,8% oder +111 Mio), die Verwaltung (+1,6% oder +30 Mio) und
die soziale Wohlfahrt (+0,2% oder +29 Mio). Weniger ausgeben musste der Bund
insbesondere für den Verkehr (-2,3% oder -181 Mio) und für die Landesverteidigung (-
2,8% oder -128 Mio).

Die Erfolgsrechnung schloss mit einem Überschuss von 2,0 Mio Fr. ab. Der Grund für
die grosse Abweichung zur Finanzrechnung liegt wie in den Vorjahren vor allem bei den
zusätzlichen Abschreibungen betreffend die Ausfinanzierung und Sanierung der
Pensionskassen des Bundes und der Post. Ende 2006 reduzierten sich die
Bruttoschulden des Bundes um 6,7 Mia Fr. auf 123,6 Mia Fr. Neben dem Überschuss in
der Finanzrechnung und den ausserordentlichen Einnahmen aus dem Swisscom-
Aktienverkauf ist der Abbau von Tresoreriemitteln für den Rückgang verantwortlich; die
Schuldenquote senkte sich markant auf 26,0% (2005: 28,5%). 24

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2006
MAGDALENA BERNATH

Die Staatsrechnung 2007 schloss mit einem ordentlichen Finanzierungsergebnis von
4,1 Mia Fr. ab, womit sich die Rechnung des Bundes sowohl gegenüber dem
Voranschlag (0,9 Mia) als auch gegenüber der Rechnung des Vorjahres (2,5 Mia) deutlich
verbesserte. Die Einnahmen fielen um 2,1 Mia Fr. höher aus als erwartet und nahmen
im Vergleich zum Vorjahr wiederum zu, und zwar um 3,2 Mia Fr. oder 5,8%. Die
höchsten Mehreinnahmen ergaben sich wie bereits im letzten Jahr bei der direkten
Bundessteuer (+8,1% oder +1158 Mio) und der Mehrwertsteuer (+3,5% oder +666 Mio).
Die Ausgaben stiegen verglichen mit dem Vorjahr um 1588 Mio Fr. oder 3,0%. Damit
lagen sie 1142 Mio Fr. unter dem budgetierten Wert. Das grösste Ausgabenwachstum
verzeichneten die soziale Wohlfahrt (+4,3% oder +699 Mio), die Finanzen und Steuern
(+5,3% oder +491 Mio) und die Bildung und Forschung (+5,6% oder 263 Mio). Weniger
ausgeben musste der Bund insbesondere für den Verkehr (-0,8% oder -60 Mio) und die
Landwirtschaft und Ernährung (-1,2% oder -44 Mio).

Die Erfolgsrechnung schloss mit einem Überschuss von 3,7 Mia Fr. ab. Die Abweichung
zum Voranschlag von rund 3 Mia Fr. resultierte aus einem Mehrertrag von rund 2,1 Mia
und einem Mehraufwand von 0,9 Mia. Mit 121 Mia Fr. lagen die Bruttoschulden des
Bundes Ende 2007 knapp 10 Mio Fr. unter dem im Voranschlag 2007 eingestellten Wert.
Dies ist vor allem darauf zurückzuführen, dass bei der Budgetierung im Sommer 2006
der Finanzierungsüberschuss in der Rechnung 2006 (2,5 Mia) noch nicht in vollem
Ausmass vorhersehbar war, im Jahr 2006 ausserordentliche Einnahmen aus dem
Verkauf von Swisscom Aktien (2,3 Mia) resultierten sowie am erfreulichen Ergebnis im
Rechnungsjahr 2007 (4,1 Mia). 25

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2007
LINDA ROHRER

Das ordentliche Finanzierungsergebnis der Staatsrechnung 2008 überstieg mit einem
Überschuss von 7,3 Mia Fr. dasjenige des Vorjahres (Verbesserung um 3,2 Mia) und des
Voranschlages (Verbesserung um 6,2 Mia) und reihte sich damit in den Trend der
sukzessiven Verbesserung des Bundeshaushaltes seit der Einführung der
Schuldenbremse 2003 ein. Die Verbesserung war fast ausschliesslich auf die
Einnahmeseite zurückzuführen, insbesondere auf die Verrechnungssteuer und die
direkte Bundessteuer. Die Einnahmen stiegen im Vergleich zum Vorjahr um 5,8 Mia Fr.
oder 10% und waren um 5,9 Mia Fr. höher als erwartet. Die höchsten Mehreinnahmen
ergaben sich in diesem Jahr aus den direkten Steuern des Bundes. Die direkte
Bundessteuer (+13,8% oder +2124 Mio) und die Verrechnungssteuer (+ 52,7% oder
+2230 Mio) machten zusammen 80% der Zunahme der Fiskaleinnahmen aus. Die
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MARIANNE BENTELI
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Ausgaben wuchsen im Vergleich zum Vorjahr um 2,6 Mia Fr. oder 4,9%. Damit lagen
sie 256 Mio Fr. unter dem budgetierten Wert. Das grösste Wachstum verzeichneten die
Finanzen und Steuern (+12,7% oder +1238 Mio). Einen überdurchschnittlichen Anstieg
wiesen die Aufgabengebiete Verkehr (+2,6% oder +189 Mio) und Bildung und Forschung
(+7,4% oder +79 Mio) auf. Weniger ausgeben musste der Bund für die Landwirtschaft
und Ernährung (-1,4% oder -50 Mio) und die Umwelt und Raumordnung (-0,5% oder -4
Mio). Dank so gut wie konstanten Ausgaben für die Invalidenversicherung wies die
soziale Wohlfahrt ein unterdurchschnittliches Wachstum von +3% oder +489 Mio auf.

Die Erfolgsrechnung schloss mit einem Überschuss von 7,5 Mia Fr. ab. Die Abweichung
zum Voranschlag 2008 von 5,9 Mia Fr. resultierte aus dem massiven Mehrertrag von 6,1
Mia Fr. und einem geringen Mehraufwand von 0,2 Mia Fr. Mit 122 Mia Fr. lagen die
Bruttoschulden des Bundes Ende 2008 gut 3 Mia Fr. unter dem im Voranschlag 2008
prognostizierten Wert. Dies erklärt sich insbesondere durch den sehr guten Abschluss
des ordentlichen Haushalts. 26

Die Staatsrechnung 2009 schloss mit einem Überschuss von 2,7 Mia Fr. ab – was einer
Verbesserung gegenüber dem Voranschlag um 1,8 Mia Fr. entspricht. Die Einnahmen
fielen um 1% höher aus als erwartet und lagen bei 60,9 Mia Fr. Dabei wird deutlich,
dass sich die Rezession noch kaum auf die Einnahmen ausgewirkt hat, dies mit
Ausnahme der Mehrwertsteuereinnahmen, die ein Minus von 3,3% gegenüber dem
Vorjahr verzeichneten. Die Ausgaben haben im Jahr 2009 um 1,6 Mia Fr. oder 2,9%
zugenommen. Trotz des Wachstums lagen sie deutlich unter den Vorgaben des Budgets
(-792 Mia). Das grösste Ausgabenwachstum verzeichneten der Bereich Verkehr (+7,4%
oder +561 Mio), was vor allem auf vorgezogene Investitionen als
Konjunkturstabilisierungsmassnahme zurückzuführen ist. Auch zugelegt haben im
Berichtsjahr die Bereiche Beziehungen zum Ausland (+8% oder +193 Mio), Bildung und
Forschung (+7,0% oder +376 Mio), Landwirtschaft und Ernährung (+4% oder +141 Mio)
sowie der grösste Ausgabenblock Soziale Wohlfahrt (+3,5% oder +615 Mio). Weniger
ausgeben musste der Bund insbesondere für Finanzen und Steuern (-6,8% oder -750
Mio) und für die Landesverteidigung (-0,5% oder -21 Mio).

Die Erfolgsrechnung schloss im Vergleich zur Finanzierungsrechnung mit einem um 164
Mio Fr. unwesentlich höheren Überschuss ab. Die Bruttoschulden sind im Jahr 2009
wieder geringfügig gestiegen (+0,8 Mia), dies nachdem sie in den vergangenen drei
Jahren um rund 10 Mia Fr. abgebaut werden konnten. Diese Zunahme steht in
Zusammenhang mit der Neugestaltung des Finanzausgleichs (NFA). 27

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2009
NATHALIE GIGER

Die Staatsrechnung 2010 schloss mit einem Überschuss von 3,6 Mia Fr. ab und somit
deutlich besser als erwartet. Insgesamt standen im Jahr 2010 ordentlichen Ausgaben
von 59,3 Mia Fr. Einnahmen von 62,8 Mia Fr. gegenüber. Damit lagen vor allem die
Erträge deutlich über den Erwartungen des Voranschlages (+4,6 Mia Fr. gegenüber dem
Budget).

Die Einnahmen wuchsen gegenüber dem Vorjahr um 3,1% oder um 1884 Mio Fr. Mit
Ausnahme der direkten Bundessteuer, welche stagnierte, verzeichneten alle grossen
Positionen eine Zunahme, was eine Folge des konjunkturellen Aufschwungs sein dürfte.
Besonders hohe Zuwachsraten wiesen dabei die Verrechnungssteuer (+7,8%) sowie die
Tabaksteuer (+18,6%) auf, wobei diese Mehreinnahmen auf einen Basiseffekt
zurückzuführen sind. Die Entsteuerung der Herstellerlager im Jahr 2009 führte zu einer
einmaligen Rückzahlung hoher Steuerbeträge. Der starke Ausschlag nach oben bei den
sonstigen Einnahmen (+50,9%) ergibt sich insbesondere aus den Mehreinträgen der
CO2-Abgabe auf Brennstoffen in Höhe von 589 Millionen.

Die Ausgaben haben im Jahr 2010 nur moderat zugenommen, sie erhöhten sich um
1,8% (1038 Mio Fr.) und wuchsen somit weniger stark als das nominelle
Bruttoinlandprodukt (BIP), das um 2% zunahm. Damit sank die Staatsquote leicht um
0,1%. Das grösste Ausgabenwachstum verzeichneten der Bereich Bildung und
Forschung (+6,2% oder +352 Mio), was vor allem auf grössere Mittel für die
Grundlagenforschung sowie die Berufsbildung zurückzuführen ist. Ebenfalls zugelegt
haben im Berichtsjahr die Bereiche Verkehr (+1,6% oder 126 Mio), die Beziehungen zum
Ausland (+0,8% oder +20 Mio), sowie der grösste Ausgabenblock Soziale Wohlfahrt
(+2,2% oder +405 Mio). Weniger ausgeben musste der Bund insbesondere für die
Landesverteidigung (-2,7% oder -120 Mio) sowie für Landwirtschaft und Ernährung (-

STUDIEN / STATISTIKEN
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NATHALIE GIGER
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0,7% oder -26 Mio).

Die Erfolgsrechnung schloss mit einem Überschuss von 4,1 Mia Fr. ab. Trotz des guten
Rechnungsergebnisses liegen die Bruttoschulden Ende 2010 nur um knapp 400 Mio Fr.
unter dem Vorjahreswert. Hingegen konnte dank des kräftigen Wirtschaftswachstums
die Schuldenquote gesenkt werden, sie liegt neu bei 20,2%. 28

Im Gegensatz zur Situation in zahlreichen europäischen Staaten gab der Finanzhaushalt
in der Schweiz keinen Anlass zur Sorge. Wie in den Jahren davor schloss 2011 die
Rechnung des Bundes weit besser ab als budgetiert. Anstelle eines Defizits von 600
Mio. Franken resultierte ein Überschuss von 1,9 Mia. Franken. Als Hauptgrund führte
der Bundesrat das intakte Wirtschaftswachstum an.

Gegenüber dem Vorjahr nahmen die Einnahmen des Bundes um 2,2% auf CHF 64,2 Mia.
zu. Überdurchschnittliche Zuwachsraten verzeichneten die Mehrwertsteuer und die
Verrechnungssteuer sowie die Finanz- und Investitionseinnahmen. Der starke Anstieg
der Mehrwertsteuereinnahmen, welche mit rund einem Drittel den grössten Posten
darstellten, war in erster Linie auf die einheitliche Erhöhung aller Mehrwertsteuersätze
um 0,4 Prozentpunkte zu Gunsten der Invalidenversicherung zurückzuführen. Die
Einnahmen aus der direkten Bundessteuer lagen auf dem Niveau des Vorjahres.
Mindereinnahmen wiesen hingegen die Mineralölsteuern und die Tabaksteuer aus.
Diese negative Entwicklung war u.a. auf den hohen Frankenkurs zurückzuführen,
welcher einen Rückgang des Benzintourismus zur Folge hatte.

Die Ausgaben des Bundes wuchsen um 5,2% auf 62,3 Milliarden Franken. Etwas mehr
als zwei Drittel dieses markanten Anstiegs von 3,1 Milliarden Franken ging auf das Konto
der sozialen Wohlfahrt. Dem Inkrafttreten der Zusatzfinanzierung der
Invalidenversicherung (1 Milliarde Franken) und der einmaligen Einlage in die
Arbeitslosenversicherung (834 Millionen Franken) waren knapp drei Viertel des
Wachstums von 11,4% zuzuschreiben. Ohne diese beiden Sonderfaktoren hätte der
Anstieg in diesem Aufgabengebiet rund 3% betragen. Überdurchschnittlich
entwickelten sich auch die Ausgaben im Bereich Auslandsbeziehungen. Das Wachstum
von 7,4%widerspiegelte den Entscheid des Parlaments, die Ausgaben für die
Entwicklungshilfe bis 2015 auf 0,5% des Bruttonationaleinkommens zu erhöhen. Die
Ausgaben für Bildung und Forschung stiegen ebenfalls in dieser Grössenordnung (7,3%).
Knapp die Hälfte dieses Zuwachses liess sich auf verschiedene Massnahmen
zurückführen, die im Rahmen der Abfederung der Frankenstärke dem
Forschungsbereich zugesprochen wurden. Die Ausgaben für die Landesverteidigung
wuchsen vor allem aufgrund von Mehrausgaben im Bereich der Rüstungsgüter um 3,2%.
Im Gegensatz dazu nahmen die Ausgaben bei den Finanzen und Steuern ab, was v.a. auf
sinkende Zinsausgaben in Höhe von 400 Millionen Franken zurückzuführen war.
Ausserdem verzeichneten die Verkehrsausgaben eine negative Wachstumsrate, wobei
sich insbesondere die Ausgaben zu Gunsten der NEAT rückläufig entwickelten.

Die Erfolgsrechnung schloss mit einem Ertragsüberschuss von 2,2 Milliarden Franken
ab. Gegenüber dem Vorjahr fiel das Jahresergebnis um 2 Milliarden Franken tiefer aus.
Die Hauptursachen dafür waren die einmaligen Ausgaben des Bundes für die Sanierung
der Pensionskasse der SBB (1,1 Milliarden Franken), der Transfer von 500 Millionen
Franken an die Arbeitslosenversicherung im Rahmen des Massnahmenpakets zur
Abfederung der Frankenstärke sowie die Wertverminderung der Swisscom-Beteiligung
in der Höhe von 400 Millionen Franken. Die Bruttoschulden verharrten auf 108
Milliarden Franken. Dank des Wachstums des Bruttoinlandprodukts reduzierte sich die
Schuldenquote des Bundes gegenüber dem Vorjahr von 20,1% auf 19,6%. 29

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2011
LAURENT BERNHARD

Die Rechnung des Bundes wies im Berichtsjahr einen Überschuss von 1,3 Milliarden
Franken aus. Erneut fiel das Finanzergebnis bedeutend besser als erwartet aus. Das
Budget hatte einen ausgeglichenen Haushalt vorgesehen. Unter Berücksichtigung der
ausserordentlichen Einnahmen aus der Neuvergabe von Mobilfunkfrequenzen im
Umfang von 700 Millionen resultierte gar ein positives Finanzierungsergebnis von 2
Milliarden Franken. Die Nettoschulden des Bundes reduzierten sich um 1,3 auf 81,2
Milliarden Franken.

Wie in den Hochrechnungen erwartet, sanken gegenüber dem Vorjahr die Einnahmen.
Diese nahmen um 1,1 auf 64,3 Milliarden Franken ab, was einem Rückgang von 1,9%

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2012
LAURENT BERNHARD
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entsprach. Zu dieser Entwicklung trug die Abkühlung des Wirtschaftswachstums bei.
Zudem fielen Sonderfaktoren wie die tiefere Gewinnausschüttungen der
Schweizerischen Nationalbank und eine Reihe von Steuersenkungen (u.a.
Familiensteuerreform, Ausgleich der kalten Progression und Abschaffung der
Emissionsabgabe auf Fremdkapital) ins Gewicht. Gegenüber dem Voranschlag 2012
wurden die grössten Mindereinnahmen bei der Mehrwertsteuer (-0,5 Mrd.), der
direkten Bundessteuer (-0,4 Mrd.) und den Stempelabgaben (-0,3 Mrd.) verzeichnet.
Was die direkten Bundessteuern betraf, nahm der Bund bedeutend weniger
Gewinnsteuern ein als budgetiert (-0,6 Mrd.). Hingegen stiegen die Einkommenssteuern
stärker an als erwartet (+0,2 Mrd.).

Die Ausgaben des Bundes gingen gegenüber dem Vorjahr um 1,0% auf 61,7 Milliarden
Franken zurück. Das niedrige Zinsniveau führte zu einer spürbaren Reduktion der
Finanzierungskosten, was sich bei der Aufstockung von laufenden Anleihen in Form
eines tieferen Schuldendienstes bemerkbar machte. Grössere Minderausgaben
resultierten auch bei den Leistungen des Bundes an die Sozialversicherungen (IV, AHV
und Prämienverbilligung) sowie im Bereich der Landesverteidigung, wo bei der
Ausrüstung und beim Personal Budgetunterschreitungen realisiert wurden.

Den Ausblick auf die folgenden Jahre beurteilte der Bundesrat als zufriedenstellend.
Gemäss aktualisiertem Finanzplan für die Jahre 2014 bis 2016 wurden strukturelle
Überschüsse in Höhe von 570 bis 660 Millionen Franken in Aussicht gestellt. Dennoch
stellten die zahlreichen wirtschaftlichen Unsicherheiten und die sich abzeichnenden
Mehrbelastungen (Steuerreformen für Ehepaare und Unternehmen sowie die
Umsetzung der Energiestrategie 2050) eine finanzpolitische Herausforderung dar.
Voraussetzung war zudem, dass das vom Bundesrat vorgelegte Konsolidierungs- und
Aufgabenprüfungspaket 2014 (KAP 2014), das den Haushalt ab 2014 um jährlich 700
Millionen Franken entlasten sollte, vom Parlament auch tatsächlich angenommen
wurde. 30

Der Rechnungsabschluss 2013 des Bundes wies einen Überschuss von 1,3 Milliarden
Franken aus. Zum wiederholten Male fiel das Finanzergebnis damit bedeutend besser
aus als budgetiert. Der Voranschlag 2013 hatte noch ein Defizit von 400 Millionen
Franken vorgesehen. Die Verbesserung des ordentlichen Finanzierungsergebnisses war
im Wesentlichen höheren Einnahmen aus der Verrechnungssteuer sowie
Budgetunterschreitungen zuzuschreiben. Gegenüber dem Vorjahr verzeichneten
sowohl die Einnahmen als auch die Ausgaben einen Zuwachs von 3,2%. In Bezug auf den
ausserordentlichen Haushalt war von zusätzlichen Einnahmen im Umfang von 1,3
Milliarden Franken zu berichten, die grösstenteils aus dem Verkauf von Swisscom-
Aktien resultierten. Unter Einschluss des ausserordentlichen Haushalts gelang es dem
Bund, seine Bruttoschuld im Jahre 2013 um 800 Millionen auf 111,6 Milliarden Franken
zu senken.

Die realisierten Einnahmen überstiegen den budgetierten Betrag um 600 Millionen
Franken. Dies war vor allem auf die Verrechnungssteuer zurückzuführen, die das
drittbeste Ergebnis ihrer Geschichte vorlegte und den budgetierten Wert deutlich um
1,1 Milliarden Franken übertraf. Der Hauptgrund hierfür lag in der vergleichsweise tiefen
Rückerstattungsquote. Im Gegensatz dazu blieb die direkte Bundessteuer um 600
Millionen Franken unter den Erwartungen zurück. In Bezug auf die übrigen
Fiskaleinnahmen ergaben sich gegenüber den Budgetgrössen keine grossen
Abweichungen. Mit der Mehrwertsteuer traf dies auch auf die wichtigste
Einnahmeposition des Bundes zu.

Was die Ausgaben des Bundes anbetraf, bewegten sich die Budgetunterschreitungen
von 1,2 Milliarden Franken im Bereich des Durchschnittes der vergangenen zehn Jahre.
Die grössten Minderausgaben resultierten bei den Leistungen des Bundes an die
Sozialversicherungen (AHV, IV und Prämienverbilligung), bei der Landesverteidigung, im
Asylbereich und aufgrund des historisch tiefen Zinsniveaus auch bei den Passivzinsen.
Gegenüber dem Vorjahr wiesen aufgrund der in den Vorjahren vom Parlament
beschlossenen Budgeterhöhungen die Beziehung zum Ausland (+10,5%) und die
Landesverteidigung (+8,2%) überdurchschnittliche Wachstumsraten auf.

Den Ausblick auf die folgenden Jahre beurteilte der Bundesrat als weniger
zufriedenstellend. Der aktualisierte Finanzplan für die Jahre 2015 bis 2017 wies zwar
weiterhin strukturelle Überschüsse aus. Allerdings verschlechterte sich die simulierte
Haushaltssituation für das Jahr 2015 markant. Dies lag im Umstand begründet, dass die
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DATUM: 31.12.2013
LAURENT BERNHARD
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Massnahmen des Konsolidierungs- und Ausgabenüberprüfungspakets 2014 (KAP 2014)
aus der Planung entfernt wurden, da deren Umsetzung nicht mehr realistisch erschien
(vgl. oben, Sanierungsmassnahmen). Dadurch resultierte ein voraussichtliches Defizit
von 600 Millionen Franken(vgl. Tabelle_Staatsrechnung_2013.pdf). 31

Voranschlag

Eine Trendwende der Verschuldung ist nicht in Sicht. Allein das Defizit 1994 erzwingt
zusätzliche Zinsausgaben von CHF 250 bis 300 Mio. pro Jahr. 1995 wird der Bund CHF
3.3 Mrd. (7,7%) seiner Einnahmen für Zinszahlungen aufwenden müssen. Trotz
Sanierungskonzept wird der Schuldenberg des Bundes laut Finanzplan von rund CHF 70
Mrd. im Berichtsjahr auf 100 Milliarden bis zum Jahr 1998 anwachsen. 32

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1994
EVA MÜLLER

Bund, Kantone und Gemeinden budgetierten für das Jahr 2001 einen
Ausgabenüberschuss von insgesamt 1,3 Mia Fr. Dieser Fehlbetrag schlägt beim Bund
voraussichtlich mit 924 Mio und bei den Kantonen mit 600 Mio zu Buche. Die geltenden
EU-Richtlinien zum Defizit der Öffentlichen Haushalte konnten demnach eingehalten
werden. Die Defizitquote wurde mit 0,3% erneut tiefer veranschlagt. Im Budget 2000
betrug sie noch 0,7%. Entsprechend hat sich auch die budgetierte Verschuldungsquote
(49% BIP) weiter abgesenkt. Die Gesamtverschuldung dürfte folglich Ende 2001 gegen
207 Mia betragen. Davon wird rund die Hälfte auf den Bund entfallen, knapp ein Drittel
auf die Kantone und rund ein Fünftel auf die Gemeinden.  33

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2000
DANIEL BRÄNDLI

Bund, Kantone und Gemeinden budgetierten für das Jahr 2002 ein Defizit von
insgesamt knapp 2,4 Mia Fr. Das sind rund 1 Mia mehr als im Vorjahr. Der Fehlbetrag
des Bundes beläuft sich auf 1394 Mio, bei den Kantonen auf 600 Mio und bei den
Gemeinden auf 400 Mio Fr. Er erhöhte sich im Vergleich zum Vorjahr beim Bund um 0,5
Mia, während er bei den Kantonen gleich blieb. Trotz dieser unerfreulichen Entwicklung
genügen die Budgets der öffentlichen Hand weiterhin den EU-Budgetkriterien von
höchstens 3% für das Defizit des öffentlichen Sektors und 60% des BIP für die
öffentliche Verschuldung. Denn 2002 erreicht die Defizitquote der Schweiz (inkl.
Sozialversicherungen) nach den budgetierten Zahlen 0,2%, während die
Verschuldungsquote die 50%-Marke erreicht (Vorjahr: 0,3% bzw. 49%)  34

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2001
MAGDALENA BERNATH

Bund, Kantone und Gemeinden budgetierten für das Jahr 2003 ein Defizit von
insgesamt knapp 4,2 Mia Fr. Das ist fast doppelt soviel wie im Vorjahr. Der Fehlbetrag
beim Bund beläuft sich auf 1,5 Mia, bei den Kantonen auf 2 Mia und bei den Gemeinden
auf 700 Mio Fr. Er erhöhte sich im Vergleich zum Vorjahr beim Bund nur um 150 Mio,
bei den Kantonen hingegen um 1,4 Mia. Trotz dieser unerfreulichen Entwicklung würden
die Budgets der öffentlichen Hand weiterhin den EU-Budgetkriterien von höchstens 3%
für das Defizit des öffentlichen Sektors und 60% des BIP für die öffentliche
Verschuldung genügen. Denn 2003 erreicht die Defizitquote der Schweiz (inkl.
Sozialversicherungen) nach den budgetierten Zahlen 1,0%, die Verschuldungsquote 53%
(Vorjahr: 0,2% bzw. 50%). 35

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2002
MAGDALENA BERNATH

Bund, Kantone und Gemeinden budgetierten für das Jahr 2004 ein Defizit von
insgesamt knapp 9 Mia Fr. Das ist mehr als doppelt soviel wie im Vorjahr. Der
Fehlbetrag beim Bund belief sich auf 5,6 Mia (inkl. Sozialversicherungen), bei den
Kantonen auf 2,4 Mia und bei den Gemeinden auf 900 Mio Fr. Im Vergleich zum Budget
2003 erhöhte sich das veranschlagte Defizit bei den Kantonen um 400 Mio und bei den
Gemeinden um 200 Mio Fr.; der Finanzierungsfehlbetrag beim Bund nahm um mehr als
4 Mia Fr. zu. Damit näherten sich die Voranschläge der öffentlichen Hand den
Obergrenzen der EU-Budgetkriterien von höchstens 3% für das Defizit des öffentlichen
Sektors und 60% des BIP für die öffentliche Verschuldung: 2004 erreichte die
Defizitquote der Schweiz (inkl. Sozialversicherungen) nach den budgetierten Zahlen
2,7%, die Verschuldungsquote 56% (Vorjahr: 1,0% resp. 53%). 36

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2003
MAGDALENA BERNATH

01.01.90 - 01.01.20 13ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Bund, Kantone und Gemeinden budgetierten für das Jahr 2005 ein Defizit von
insgesamt 6,5 Mia Fr. Dies entspricht einer markanten Verbesserung im Vergleich zum
Vorjahr (2004: 9 Mia). Der Fehlbetrag beim Bund belief sich auf 3,0 Mia (Die Differenz
von 1,243 Mia Fr. im Vergleich zum Budgetergebnis der Finanzrechnung des Bundes (-
1,798 Mia gemäss Beschluss der eidg. Räte vom Dezember 2004) ist darauf
zurückzuführen, dass in der Finanzstatistik sowohl der Fonds für
Eisenbahngrossprojekte (Saldo: -1,231 Mia) als auch der ETH-Bereich (Saldo: -12 Mio) bei
den Ausgaben und Einnahmen des Bundes mitberücksichtigt werden) , bei den
Kantonen auf 2,8 Mia und bei den Gemeinden auf 700 Mio Fr. Im Vergleich zum Budget
2004 erhöhte sich das veranschlagte Defizit bei den Kantonen um 350 Mio Fr. Dagegen
reduzierten sich die Finanzierungsfehlbeträge des Bundes um knapp 3 Mia und die der
Gemeinden um 200 Mio Fr. Trotzdem erhöhte sich die Bruttoverschuldung der
öffentlichen Haushalte nicht zuletzt aufgrund der Defizite bei den Sozialversicherungen
von 3,3 Mia auf insgesamt 9,8 Mia Fr.; sie dürfte Ende 2005 schätzungsweise 259 Mia Fr.
betragen. Mit einer Defizitquote von 2,1% und einer Verschuldungsquote von 56,4%
(Vorjahr: 2,7% resp. 56%) bleibt die Schweiz zwar immer noch unter der von der
Europäischen Union im Rahmen der Maastricht-Verträge formulierten Obergrenze von
höchstens 3% für das Defizit und 60% des BIP für die öffentliche Verschuldung; sie
nähert sich dieser jedoch stark an. 37

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 07.06.2004
MAGDALENA BERNATH

Bund, Kantone und Gemeinden budgetierten für das Jahr 2006 ein Defizit von knapp
3,9 Mia Fr. Dies entspricht einer markanten Verbesserung im Vergleich zum Vorjahr
(2005: 6,5 Mia). Der Fehlbetrag beim Bund belief sich auf 1,7 Mia [Die Differenz von
1,082 Mia Fr. im Vergleich zum Budgetergebnis der Finanzrechnung des Bundes (-586
Mio gemäss Beschluss der eidg. Räte vom Dezember 2005) ist darauf zurückzuführen,
dass in der Finanzstatistik sowohl der Fonds für Eisenbahngrossprojekte (Saldo: -1,046
Mia) als auch der ETH-Bereich (Saldo: -36 Mio) bei den Ausgaben und Einnahmen des
Bundes mit berücksichtigt werden], bei den Kantonen auf ebenfalls 1,7 Mia und bei den
Gemeinden auf 500 Mio Fr. Im Vergleich zum Budget 2005 veranschlagten alle drei
Gebietsebenen tiefere Finanzierungsfehlbeträge. Bei Bund und Kantonen reduzierten
sich diese um 1,4 Mia resp. um 1 Mia Fr., bei den Gemeinden um 200 Mio Fr. Die
Bruttoverschuldung der öffentlichen Haushalte betrug inklusive der Defizite bei den
Sozialversicherungen von 2,9 Mia insgesamt 6,8 Mia Fr.; sie dürfte Ende 2006
schätzungsweise 241 Mia Fr. erreichen. Mit einer Defizitquote von 1,4% und einer
Verschuldungsquote von 51,3% (Vorjahr: 2,1% resp. 56,4%) bleibt die Schweiz zwar
immer noch unter der von der Europäischen Union im Rahmen der Maastricht-Verträge
formulierten Obergrenze von höchstens 3% für das Defizit und 60% des BIP für die
öffentliche Verschuldung; seit 1990 (29,9%) hat sich die Bruttoverschuldungsquote der
Schweiz dennoch um 21 Prozentpunkte des BIP erhöht. 38

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2005
MAGDALENA BERNATH

Bund, Kantone und Gemeinden budgetierten für das Jahr 2007 ein Defizit von 352 Mio
Fr. Dies entspricht einer markanten Verbesserung im Vergleich zum Vorjahr (2006: 3,9
Mia). Der Fehlbetrag beim Bund belief sich auf 102 Mio und bei den Kantonen auf 850
Mio Fr; Die Differenz von 1,006 Mia Fr. im Vergleich zum Budgetergebnis der
Finanzrechnung des Bundes (904 Mio Fr. gemäss Beschluss der eidg. Räte vom
Dezember 2006) ist darauf zurückzuführen, dass in der Finanzstatistik sowohl der
Fonds für Eisenbahngrossprojekte (Saldo: -943 Mio Fr.) als auch der ETH-Bereich
(Saldo: -63 Mio Fr.) bei den Ausgaben und Einnahmen des Bundes mitberücksichtigt
werden.  die Gemeinden rechneten mit einem Überschuss von 600 Mio Fr. Die
Finanzierungsfehlbeträge reduzierten sich bei Bund und Kantonen um 1,6 Mia resp. um
0,9 Mia Fr.; bei den Gemeinden erhöhte sich der Überschuss um 100 Mio Fr. Die
Bruttoverschuldung der öffentlichen Haushalte betrug inklusive der Defizite bei den
Sozialversicherungen von 2,0 Mia insgesamt 2,3 Mia Fr.; sie dürfte Ende 2007
schätzungsweise 227 Mia Fr. erreichen. Mit einer Defizitquote von 0,5% und einer
Verschuldungsquote von 46,7% (Vorjahr: 1,4% resp. 51,3%) blieb die Schweiz unter der
von der Europäischen Union im Rahmen der Maastricht-Verträge formulierten
Obergrenze von höchstens 3% für das Defizit und 60% des BIP für die öffentliche
Verschuldung; seit 1990 (29,9%) hat sich die Bruttoverschuldungsquote der Schweiz
allerdings um rund 20 Prozentpunkte erhöht. 39

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 24.08.2006
MAGDALENA BERNATH
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Die öffentlichen Haushalte der Schweiz budgetierten für das Jahr 2008 ein
Finanzierungsdefizit in der Höhe von 5,6 Mia Fr. Der Fehlbetrag beim Bund belief sich
auf 2,2 Mia Fr., wobei dieser Betrag durch eine Anzahl von Sonderfaktoren bedingt ist,
welche in der Finanzierungsrechnung zu ausserordentlichen Ausgaben in der Höhe von
2,6 Mia Fr. führten. Alleine der Übergang zum NFA hatte einmalige Zahlungen von 1,6
Mia Fr. zur Folge. Aber auch Zahlungen an die Pensionskasse des Bundes (Publica)
trugen zu diesem Ergebnis der Finanzierungsrechnung bei. Der Fehlbetrag entspricht
einer Defizitquote von 1,1% und liegt somit unter dem für das Jahr 2008 erwarteten
nominellen Wachstum des BIP (3,8%). Die Kantone erwarteten für das Jahr 2008 ein
Finanzierungsdefizit von 1,8 Mia Fr. Die öffentlichen Haushalte der Schweiz
präsentierten sich gemäss dem Leiter der Finanzstatistik in einer guten Verfassung. Die
Defizitquote lag seit 2004 deutlich unter dem Wachstum des BIP. Dadurch konnte die
Schuldenquote kontinuierlich verringert werden. Gemäss den Schätzungen der
Finanzstatistik, wird das Finanzierungsdefizit im Jahre 2008 einen Höhepunkt erreicht
haben und bis im Jahr 2011 wieder deutlich sinken. 40

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2007
LINDA ROHRER

Die öffentlichen Haushalte der Schweiz budgetierten für das Jahr 2009 ein
Finanzierungsdefizit von fast 5 Mia Fr. Der Fehlbetrag beim Bund belief sich auf knapp 1
Mia Fr. Das gemäss der Schuldenbremse zulässige Defizit in Zeiten des konjunkturellen
Abschwungs wurde damit vollständig ausgeschöpft. Auch für die Kantone wurden rote
Zahlen prognostiziert. Sie erwarteten ein Gesamtdefizit von 1,5 Mia Fr. Dieses ist
insbesondere auf den durch die Wirtschaftskrise verursachten Rückgang der
Einnahmen und ein erhöhtes Ausgabenwachstum zurückzuführen. Die öffentlichen
Haushalte und Sozialversicherungen werden gemäss Prognose der Finanzstatistik bis ins
Jahr 2012 Defizite aufweisen. Aufgrund der unerwartet hohen Überschüsse der letzten
Jahre hat diese Entwicklung aber kaum nennenswerte Auswirkungen auf den
längerfristigen Trend der Staatsverschuldung. Einschätzungen zur konjunkturellen
Entwicklung waren im Berichtsjahr aber von grosser Unsicherheit geprägt, was auch für
die Prognose der Staatsfinanzen gilt. 41

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2008
MARIANNE BENTELI

Bund, Kantone und Gemeinden budgetierten für das Jahr 2010 ein Defizit von über 10
Mia Fr., dies entspricht einer deutlichen Verschlechterung gegenüber dem Vorjahr, in
dem ein Finanzierungsdefizit von 5 Mia Fr. prognostiziert worden war. Auf den Bund
entfallen rund 3 Mia des Fehlbetrages, auf die Kantone 2,6 Mia. Die Gemeindefinanzen
reagieren am wenigsten auf die Konjunkturschwankungen, sie weisen einen Fehlbetrag
von 1,1 Mia Fr. aus. Der grösste Anstieg des Defizits geht auf das Konto der öffentlichen
Sozialversicherungen, wo die erwartete hohe Arbeitslosigkeit 2010 bei der
Arbeitslosenversicherung hohe Defizite zur Folge haben wird. Damit steigt die
Defizitquote der öffentlichen Haushalte voraussichtlich auf insgesamt über 1,2% des
BIP an. Der erwartete Anstieg der Schuldenquote wird moderat ausfallen, es ist mit
40,1% (+1,3%) zu rechnen. Damit bleibt die Schweiz unter den von der Europäischen
Union im Rahmen der Maastricht-Verträge formulierten Obergrenzen. 

. 42

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2009
NATHALIE GIGER

Bund, Kantone und Gemeinden haben die Rezession insgesamt relativ gut
überstanden. Wie erwartet zeigte sich bei den Sozialversicherungen die verzögerte
Wirkung der Rezession in einem Defizit von fast 3 Mia Fr. Für die Zukunft rechnete die
Finanzstatistik mit einer leichten Verbesserung der Rechnungsergebnisse bei den
Kantonen, Gemeinden und Sozialversicherungen. Diese vermögen die beim Bund sich
abzeichnenden Defizite im Jahr 2011 mehr als zu kompensieren, wodurch sich für den
gesamten Staatssektor ein Wiederanstieg des ordentlichen Rechnungssaldos ergibt (+2
Mia Fr). Weiter wird eine Reduktion der Bruttoschuldenquote erwartet. Sie wird für das
Jahr 2011 mit 36,9% ausgewiesen und somit wiederum weniger als 40% des BIP
betragen. 43

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2010
NATHALIE GIGER

01.01.90 - 01.01.20 15ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Ende Jahr wurde in der Presse eine Aufstellung der Eidgenössischen Finanzverwaltung
über die Bundessubventionen publiziert. Im Jahre 2012 verteilte die Verwaltung 35
Milliarden Franken. Davon wurden rund 10 Milliarden Franken direkt an die Kantone
verteilt. Mit 3'183 Franken pro Kopf erhielt der Kanton Graubünden am meisten
Subventionen pro Kopf. Am wenigsten bezog der Kanton Aargau (817 Franken pro Kopf).
(Siehe auch hier) 44

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.12.2013
LAURENT BERNHARD

Finanzhaushalt der Kantone und Gemeinden

Insgesamt hatten die Kantone für 1990 einen Finanzierungsfehlbetrag von CHF 1.9
Mrd. und für 1991 sogar einen solchen von CHF 3 Mrd. budgetiert.
Hauptverantwortlich für diese schlechten Perspektiven waren die Teuerung, ein
kräftiges Ausgabenwachstum in den Bereichen Gesundheit, soziale Sicherheit,
Umweltschutz und Verkehr, aber auch erwartete Einnahmenausfälle infolge von
Steuererleichterungen und Massnahmen zum Ausgleich der kalten Progression. 45

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 03.12.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die kantonale Fachgruppe für Finanzfragen erwartete für das Jahr 1992 ein
kumuliertes Finanzierungsdefizit in einem Rekordbetrag von vier bis fünf Mrd.
Franken. Die Entwicklung der Kantonsfinanzen zeigte auf, dass sich die Schere
zwischen Ausgaben und Einnahmen immer weiter geöffnet hat. Die laufenden Ausgaben
in den Voranschlägen für das Berichtsjahr erhöhten sich gegenüber dem Budget um
9,6%, während bei den Einnahmen nur ein Anstieg von 7,3% veranschlagt worden war.
Hauptverantwortlich für das Defizit waren einerseits die hohe Inflation und der
Wirtschaftsabschwung, andererseits auch die in den 80er Jahren beschlossenen
Steuersenkungen in vielen Kantonen sowie der Ausgleich der kalten Progression.
Ausserdem trugen auch der verteuerte Schuldendienst und Ausgaben wie die
Ergänzungsleistungen, deren Entwicklung hauptsächlich vom Bund bestimmt, aber von
den Kantonen getragen werden, zum grösseren Defizit bei. 46

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 04.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Eine Expertise, die im Auftrag der Eidgenössischen Finanz-verwaltung und der
Konferenz der kantonalen Finanzdirektoren erarbeitet wurde, bezeichnet den
Finanzausgleich zwischen Bund und Kantonen, bei dem jährlich rund CHF 12 Mrd.
verschoben werden, als reformbedürftig. Dieser beinhalte keinerlei Anreiz für den
sparsamen Umgang mit Geld, sei zu zentralistisch und nicht geeignet, das Gefälle
zwischen reichen und armen Kantonen zu verringern. Die Experten schlagen deshalb
vor, den Finanzausgleich über die Subventionen abzuschaffen. Ausgebaut werden soll
dafür der wirksamere Ausgleich über die finanzkraftabhängigen Kantonsanteile an den
Bundeseinnahmen. Zudem soll der Ausgleich unter den Kantonen und Regionen selber
verstärkt werden. Der Bundesrat kündigte für 1996 eine Vorlage für eine Reform des
Finanzausgleichs an. 47

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 11.11.1994
EVA MÜLLER

Die 26 Kantone erzielten im Berichtsjahr bei konsolidierten Gesamtausgaben von 59,3
Mia Fr. einen Finanzierungsüberschuss von 2,2 Mia Fr. Gegenüber den Voranschlägen
wurde eine Verbesserung von 3,4 Mia Fr. erreicht. Die Fachgruppe für kantonale
Finanzfragen (FkF) führte das Rekordergebnis auf die Rückzahlung von Darlehen der ALV
in der Höhe von 1,1 Mia Fr., auf eine Zunahme der Steuererträge und auf eine massvolle
Entwicklung des Personalaufwandes zurück. 21 Kantone schlossen mit einem
Finanzierungsüberschuss und konnten einen Teil ihrer Schulden abtragen. Fünf
Kantone (UR, GR, VD, VS und NE) wiesen aber einen Finanzierungsfehlbetrag aus und
mussten sich neu verschulden. Im Kanton Waadt betrug der Finanzierungsfehlbetrag
267 Mio Fr. und überstieg die Nettoinvestitionen um 202 Mio Fr. Dieser Kanton musste
sich für einen Teil der laufenden Ausgaben zusätzlich verschulden. 48

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2000
DANIEL BRÄNDLI

Die 26 Kantone erzielten im Berichtsjahr bei konsolidierten Gesamtausgaben von 62,1
Mia Fr. einen Finanzierungsüberschuss von 1,2 Mia Fr. Gegenüber den Voranschlägen
wurde eine Verbesserung von 1,7 Mia Fr. erreicht. 19 Kantone schlossen mit einem
Finanzierungsüberschuss ab; sie konnten einen Teil ihrer Schulden abtragen
(Selbstfinanzierungsgrad über 100%). Sieben Kantone (GL, SO, BS, BL, VS, NE, JU) wiesen
einen Finanzierungsfehlbetrag aus; sie mussten sich zur Finanzierung der
Nettoinvestitionen neu verschulden. Für Glarus betrug der Selbstfinanzierungsgrad

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2001
MAGDALENA BERNATH
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51,7%, für den Jura 52,2%, für Basel-Land 58,6%, für Solothurn 61,8%, für Neuenburg
85,4%, für Basel-Stadt 93,5% und fürs Wallis 94%. 49

Die 26 Kantone erzielten im Berichtsjahr bei konsolidierten Gesamtausgaben von 63,8
Mia Fr. einen Finanzierungsüberschuss von 37 Mio Fr. Gegenüber den Voranschlägen
wurde eine Verbesserung von 918 Mio Fr. erreicht. 14 Kantone schlossen mit einem
Finanzierungsüberschuss ab; sie konnten einen Teil ihrer Schulden abtragen
(Selbstfinanzierungsgrad über 100%). Acht Kantone (GR, BL, AI, BS, JU, SG, VD, GE)
wiesen einen Finanzierungsfehlbetrag aus; sie mussten sich zur Finanzierung der
Nettoinvestitionen neu verschulden. Für Graubünden betrug der
Selbstfinanzierungsgrad 88,8%, für Basel-Land 87,5%, für Appenzell-Innerrhoden
85,9%, für Basel-Stadt 79,2%, für den Jura 79,1%; für Sankt Gallen, die Waadt und Genf
waren die Werte negativ.  50

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2002
MAGDALENA BERNATH

Die 26 Kantone erzielten im Berichtsjahr bei konsolidierten Gesamtausgaben von 67,4
Mia Fr. einen Finanzierungsfehlbetrag von 2,7 Mia Fr. Gegenüber den Voranschlägen
ergab sich eine Verschlechterung von 583 Mio Fr. Zehn Kantone schlossen mit einem
Finanzierungsüberschuss ab; sie konnten einen Teil ihrer Schulden abtragen
(Selbstfinanzierungsgrad über 100%). Sechzehn Kantone (AR, BL, GE, GL, GR, JU, LU, NE,
SG, SH, SZ, TI, UR, VD, ZH, ZG) wiesen einen Finanzierungsfehlbetrag aus; sie mussten
sich zur Finanzierung der Nettoinvestitionen neu verschulden. Für Appenzell
Ausserrhoden betrug der Selbstfinanzierungsgrad 96,3%, für Luzern 75,7%, für
Graubünden 73,9%, für Basel-Land 58,3%, für St. Gallen 51,9%, für Uri 49,4%, für den
Jura 43,2%, für Schaffhausen 43,1%, für Zug 41,7%, für Neuenburg 25,2% und für Glarus
1,5%; für Zürich, Schwyz, Genf, das Tessin und die Waadt waren die Werte negativ. 51

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2003
MAGDALENA BERNATH

Die 26 Kantone erzielten im Berichtsjahr bei konsolidierten Gesamtausgaben von 68,4
Mia Fr. einen Finanzierungsfehlbetrag von 255 Mio Fr. Gegenüber den Voranschlägen
ergab sich eine Verbesserung von 2,5 Mia Fr. Siebzehn Kantone schlossen mit einem
Finanzierungsüberschuss ab; sie konnten einen Teil ihrer Schulden abtragen
(Selbstfinanzierungsgrad über 100%). Vier Kantone (BL, UR, VD, ZH) wiesen einen
Finanzierungsfehlbetrag aus; sie mussten sich zur Finanzierung der Nettoinvestitionen
neu verschulden. Für Basel-Land betrug der Selbstfinanzierungsgrad 51,2%, für Uri
99,7%, für die Waadt 56,0% und für Zürich 19,7%; für Genf, Glarus, Neuenburg, Schwyz
und das Tessin waren die Werte negativ. 52

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2004
MAGDALENA BERNATH

Für das Jahr 2006 budgetierten die Kantone Ausgaben von 70,1 Mia Fr., das sind 0,9%
(0,7 Mia) mehr als im Vorjahr. Die veranschlagten Einnahmen wuchsen um 300 Mio und
waren mit 68,4 Mia Fr. um 2,4% höher als 2005. Mit schwarzen Zahlen rechneten Bern,
Freiburg, Graubünden, Luzern, Nidwalden, Obwalden, Schaffhausen, Solothurn, Uri,
Wallis und Zug. Die grössten Defizite sahen die Budgets der Kantone Genf (293 Mio),
Tessin (194 Mio), Zürich (181 Mio), Schwyz (66 Mio), Waadt (54 Mio), Basel-Stadt (50 Mio)
und Neuenburg (45 Mio) vor. 53

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 19.10.2005
MAGDALENA BERNATH

Gemäss offizieller Rechnung erzielten die 26 Kantone im Berichtsjahr bei
konsolidierten Gesamtausgaben von 68,4 Mia Fr. einen Finanzierungsüberschuss von
6895 Mio Fr. (68,3 Mia resp. 31 Mio ohne Erlöse aus dem Verkauf der nicht benötigten
Goldreserven der Nationalbank). Gegenüber den Voranschlägen ergab sich eine
Verbesserung von 9,5 Mia Fr. (resp. 2,6 Mia). Mit Ausnahme von Genf schlossen alle
Kantone mit einem Finanzierungsüberschuss ab; sie konnten einen Teil ihrer Schulden
abtragen (Selbstfinanzierungsgrad über 100%); betrachtet man die um die
Sondereffekte des Golderlöses bereinigten Rechnungen, wiesen neun Kantone (BL, GE,
GL, GR, JU, NW, OW, UR, ZH) einen Finanzierungsfehlbetrag aus (Werte zwischen 0%
und 100%); für Neuenburg, Schwyz und das Tessin waren die Werte negativ. Diese
dreizehn Kantone hätten sich ohne die Ausschüttung des Golderlöses der Nationalbank
zur Finanzierung ihrer Nettoinvestitionen neu verschulden müssen. Bei den Kantonen
AG, AI, BE, GE, VD und VS sind die offiziellen und die um den Golderlös bereinigten
Rechnungen identisch. 54

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2005
MAGDALENA BERNATH
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Gemäss offizieller Rechnung erzielten die 26 Kantone im Berichtsjahr bei
konsolidierten Gesamtausgaben von 68,8 Mia Fr. einen Finanzierungsüberschuss von
1840 Mio Fr. Gegenüber den Voranschlägen ergab sich eine Verbesserung von 3,8 Mia
Fr. 22 Kantone schlossen mit einem Finanzierungsüberschuss ab; sie konnten einen Teil
ihrer Schulden abtragen (Selbstfinanzierungsgrad über 100%); vier Kantone (GL, JU, TI,
ZH) wiesen einen Finanzierungsfehlbetrag aus (Werte zwischen 0% und 100%). 55

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2006
MAGDALENA BERNATH

Gemäss der offiziellen Rechnung erzielten die 26 Kantone im Berichtsjahr bei
konsolidierten Gesamtausgaben von 71,4 Mia Fr. einen Finanzierungsüberschuss von
3,9 Mia Fr. Gegenüber den Voranschlägen ergab sich eine Verbesserung von 5,2 Mia Fr.
23 Kantone schlossen mit einem Finanzierungsüberschuss ab und konnten einen Teil
ihrer Schulden abtragen (Selbstfinanzierungsgrad über 100%). Drei Kantone (AR, TI, JU)
wiesen einen Finanzierungsfehlbetrag aus (Selbstfinanzierungsgrad zwischen 0 und
100%). 56

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2007
LINDA ROHRER

Gemäss der offiziellen Rechnung erzielten die 26 Kantone im Berichtsjahr bei
konsolidierten Gesamtausgaben von 81,1 Mia Fr. einen Finanzierungsüberschuss von
4,4 Mia Fr. Gegenüber den Voranschlägen ergab sich eine Verbesserung von 4,5 Mia Fr.
24 Kantone schlossen mit einem Finanzierungsüberschuss ab und konnten einen Teil
ihrer Schulden abtragen. Zwei Kantone (GL, JU) wiesen einen Finanzierungsfehlbetrag
aus. 57

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2008
MARIANNE BENTELI

Die Kantone rechnen im Jahr 2009 mit einem Defizit von 1,5 Mia Fr. Dies erklärt sich
daraus, dass für die Ausgaben steigende Werte und für die Einnahmen sinkende Werte
prognostiziert wurden. Sowohl der Aufwand als auch der Ertrag verzeichneten
gegenüber der Rechnung 2008 mit -3,9% bzw. -6,2% einen Rückgang. Mit schwarzen
Zahlen rechneten für 2009 nur wenige Kantone (BE, LU, OW, SO, AG, TG, VS, VD). Die
übrigen budgetierten Defizite, wobei die grössten absoluten Fehlbeträge in den
Kantonen Zürich, Schwyz, St. Gallen und Tessin erwartet wurden. 58

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2008
MARIANNE BENTELI

Die Kantone hatten im Berichtsjahr gemäss der offiziellen Rechnung Ausgaben in Höhe
von 79,9 Mia Fr. Damit ergab sich ein Finanzierungsüberschuss von 2,4 Mia Fr., dies
nachdem in den Voranschlägen noch von einem Defizit die Rede war. Das Endergebnis
fiel damit um 3,2 Mia Fr. besser aus als erwartet. 17 Kantone schlossen mit einem
Überschuss ab und konnten einen Teil ihrer Schulden abtragen, neun Kantone (UR, SZ,
OW, GL, FR, BS, TI, JU, NE) wiesen einen Finanzierungsfehlbetrag aus. 59

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2009
NATHALIE GIGER

Für das Jahr 2010 rechneten die Kantone mit einem Defizit von 2,3 Mia Fr. Dieser
Fehlbetrag kommt insbesondere durch sinkende Einnahmen (-5.1%) zustande, die
Ausgaben reduzieren sich nur leicht (-1,5%). Mit schwarzen Zahlen rechneten nur
wenige Kantone (BE, LU, AG, VS), die absolut grössten Fehlbeträge wurden in den
Kantonen Zürich, Genf, Basel-Stadt und Tessin erwartet. 60

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2009
NATHALIE GIGER

Gemäss der offiziellen Rechnung erzielten die Kantone im Berichtsjahr bei
konsolidierten Gesamtausgaben von 83,8 Mia Fr. einen Finanzierungsüberschuss von
2,0 Mia Fr., dies nachdem in den Voranschlägen noch von einem Defizit die Rede war.
Das Endergebnis fiel damit um 3,1 Mia Fr. besser aus als erwartet. 21 Kantone schlossen
mit einem Überschuss ab und konnten einen Teil ihrer Schulden abtragen, fünf Kantone
(SZ, BS, TI, SH, NE) wiesen einen Finanzierungsfehlbetrag aus. 61

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2010
NATHALIE GIGER

Die Kantone schlossen ihre Rechnungen 2011 mit einem kumulierten Überschuss von
2,48 Milliarden Franken ab, was gegenüber dem Vorjahr eine Verbesserung um 500
Millionen Franken darstellte. Zum achten Mal in Folge schlossen die Kantone in ihrer
Gesamtheit mit schwarzen Zahlen ab. Seit 2004 konnten sie Überschüsse von insgesamt
19 Milliarden Franken anhäufen. 17 Kantone wiesen ein positives Ergebnis aus. Lediglich
die Kantone Appenzell Ausserrhoden, Jura, Neuenburg, Nidwalden, St. Gallen,
Schaffhausen und Schwyz hatten Defizite zu beklagen. Allerdings präsentierte sich die

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2011
LAURENT BERNHARD
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Lage für 2012 weit weniger erfreulich. Es zeichnete sich ab, dass die Neuordnung der
Pflege- und Spitalfinanzierung die Kantone mit knapp einer Milliarde Franken zusätzlich
belasten würde. Hinzu kamen weitere Mehrkosten aufgrund der demografischen
Entwicklung und der defizitären Pensionskassen. Diese Umstände führten dazu, dass
die meisten Kantone von trüben Perspektiven ausgingen. Ausdruck dieser Trendwende
waren die bereinigten Budgets im Hinblick auf das Jahr 2012. Nur acht Kantone
rechneten mit einem positiven Ergebnis. Insgesamt veranschlagten die Kantone einen
Ausgabenüberschuss von 1,06 Milliarden Franken. 62

Wie aufgrund der im Vorjahr verabschiedeten Budgets zu erwarten war, schlossen die
Kantone ihre Rechnungen 2012 insgesamt mit einem Ausgabenüberschuss ab. Somit
rutschten sie zum ersten Mal seit neun Jahren in die roten Zahlen. Das kumulierte
Defizit betrug 789 Millionen Franken. 13 Kantone wiesen negative Rechnungsergebnisse
aus, ebenso viele legten Überschüsse vor. Negativ auf die Finanzhaushalte wirkte sich
der Umstand aus, dass die Kantone mit der Neuordnung der Spital- und
Pflegefinanzierung und der neuen Strafprozessordnung zwei gewichtige
Lastenüberwälzungen durch den Bund zu tragen hatten. Darüber hinaus mussten in
einigen Kantonen die öffentlichen Pensionskassen saniert werden. Die angespannte
finanzielle Situation schlug sich auch auf die staatlichen Investitionen nieder. Erstmals
seit fünf Jahren entwickelten sich diese wieder rückläufig, und zwar gleich um 15
Prozent. Was die Voranschläge für 2013 betraf, budgetierten 17 Kantone ein Minus.
Erfreulich präsentierte sich hingegen die Verschuldungssituation. Ende 2012 lag die
Nettoverschuldung der Gesamtheit der Kantone bei 40 Milliarden Franken, was
gemessen am Bruttosozialprodukt einem niedrigen Anteil von 6,6 Prozent entsprach. 63

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2012
LAURENT BERNHARD

Die kantonalen Rechnungen schlossen 2013 mit einem kumulierten Defizit von 472
Millionen Franken. Die Budgets sahen einen Fehlbetrag in Höhe von 550 Millionen
Franken vor. Von den 16 Kantonen, die rote Zahlen schrieben, wiesen die Kantone
Neuenburg (-237 Mio.), Tessin (-177 Mio.), Schwyz (-141 Mio.) und Solothurn (-121 Mio.)
die höchsten Negativsaldi aus. Pro Kopf verzeichnete Schwyz das höchste Defizit. Auf
der Einnahmeseite stellten der verschärfte Steuerwettbewerb und die ausbleibenden
Ausschüttungen der Schweizerischen Nationalbank (SNB) die Kantone vor grossen
Herausforderungen. Gegenüber dem Vorjahr stiegen deren Ausgaben von 85,5
Milliarden auf insgesamt 87 Milliarden Franken. Ins Gewicht fielen dabei die
überdurchschnittlich steigenden Kosten im Gesundheits- und Sozialbereich. Um die
Finanzhaushalte wieder ins Lot zu bringen, griff eine der Mehrheit der Kantone auf
Sparprogramme zurück. Diese wirkten sich allerdings negativ auf die
Investitionstätigkeit aus. Der Gesamtbetrag der kantonalen Nettoinvestitionen sank auf
4,1 Milliarden Franken, was gegenüber dem Vorjahr einem Rückgang um gut drei Prozent
entsprach. 64

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2013
LAURENT BERNHARD

Die kantonalen Rechnungen schlossen 2015 mit einem kumulierten Überschuss von
CHF 957 Mio. ab. Insgesamt betrugen die Ausgaben CHF 88 Mrd. und überstiegen damit
die ordentlichen Aufwände des Bundes um rund CHF 23 Mrd. Budgetiert hatten die
Kantone einen Fehlbetrag in der Höhe von rund CHF 363 Mio., wobei lediglich neun
Kantone mit schwarzen Zahlen gerechnet hatten. Defizite schrieben dann jedoch nur
die Kantone Basel-Landschaft, Genf, Obwalden, Solothurn, Tessin und Zug. Das grösste
Minus verbuchten das Tessin (-91 Mio.) und Zug (-88 Mio.). Von den 20 Kantonen, die
2015 einen Überschuss erzielten, konnte Basel-Stadt (CHF 432 Mio.) das beste
Ergebniss ausweisen. Dahinter folgten die Kantone Waadt (CHF 194 Mio.), Bern (CHF 170
Mio.) und St. Gallen (CHF 155 Mio.). Im Verhältnis zur Bevölkerung schnitten Basel-Stadt
und Uri am besten ab. Zug rangierte mit einem Minus von CHF 720 pro Kopf am Schluss
der Rangliste. Hauptgrund für das positive Abschneiden war die doppelte
Gewinnausschüttung der Schweizerischen Nationalbank (SNB), die den Kantonen 2015
CHF 1,33 Mrd. in die Kassen spülte. Im Vorjahr waren die Kantone leer ausgegangen. Auf
der Ausgabenseite nahmen die Kosten insbesondere in den Bereichen Soziales,
Gesundheit und Bildung zu. Die Nettoverschuldung aller Kantone betrug Ende 2015 CHF
34,4 Mrd., wobei mit Graubünden, Appenzell Innerrhoden, Glarus, Freiburg, Zug,
Obwalden und Uri sieben Kantone über ein Nettovermögen verfügten. Genf weist mit
CHF 12,7 Mrd. die höchste Nettoverschuldung aller Kantone auf. 65

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 05.06.2015
DAVID ZUMBACH
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